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Auf dem Weg zur Eliteuniversität – 
mit Sachverstand und Kompetenz?

Ein Plädoyer für Elite – kaum zu glauben. Nach jahrzehntelanger Absti-
nenz, in der allein der Begriff vielfach als Reizwort galt, wird nun über
eine stärkere Leistungsorientierung im Bildungsbereich, über Qualität
und Differenzierung breit und intensiv gesprochen. Bildung und Wissen-
schaft sind wieder Zukunftsthemen. Insoweit eine erfreuliche Entwick-
lung! Und dennoch: Der konkrete Vorstoß der Bundesbildungsministerin

hat partei- und institutionenübergreifend große Irritationen ausgelöst. In der deutschen Öf-
fentlichkeit wird er gar als „alberne Kampagne“, „Luftschloss“, „Effekthascherei“ oder Unter-
haltungsshow à la „Deutschland sucht den Superstar“ karikiert. 

Was sind die Gründe für diese heftige Kritik?
Da ist zum einen die Aussage der Ökonomen, eine Fokussierung auf eine Hand voll Univer-
sitäten als Elite-Standorte sei wettbewerbs- und leistungsfeindlich. Eliteuniversitäten ließen
sich nicht planwirtschaftlich oder per Dekret verordnen und der Vergleich mit Harvard be-
deute Äpfel mit Birnen verwechseln. Zum anderen wird angeführt, statt neuer Legendenbil-
dungen solle der Staat erst einmal die seit Jahren krasse Unterfinanzierung des Hochschul-
systems (Heinz-Elmar Tenorth: „Die, die uns das Geld wegnehmen, diskutieren jetzt über
mehr Geld für Eliteunis.“) beseitigen und den Anteil der Bildungsausgaben am Bruttosozial-
produkt erhöhen, um den Rückstand gegenüber anderen Industrienationen aufzuholen.
Schließlich wird bemerkt, Elite ließe sich nur in einem langen, von Freiheit und nicht von Vor-
schriften geprägten Prozess fördern und der Staat tue gut daran, seine Bevormundung auf-
zugeben. 

Trotz dieses Hintergrundes ist der Standard, den die deutschen Hochschulen aufzuweisen
haben, schon heute beachtlich. Auch die gerade in den letzten Jahren an zahlreichen Hoch-
schulen eingeleiteten Strukturveränderungen und inneren Reformen können sich sehen las-
sen. „Die große Stärke des deutschen Hochschulsystems ist die gute Qualität in der Breite“,
so Doris Ahnen, neue Präsidentin der Kultusministerkonferenz. Und auch in der Spitze kön-
nen einige Universitäten international mithalten, zumindest was einzelne Fachbereiche an-
geht. Deshalb ist der Ansatz, an die Stärken herausragender Fachbereiche an verschiedenen
Hochschulen anzuknüpfen, richtig. 

Dies nur zu postulieren, reicht allerdings nicht aus. Ganz entscheidend wäre es jetzt, massiv in
den Hochschulbereich zu investieren, in eine moderne und zukunftsfähige Infrastruktur eben-
so wie in qualifiziertes Personal zur Verbesserung der Betreuungsrelation. Durchgreifende In-
novationen erfordern darüber hinaus, die gesamte Forschungslandschaft zu deregulieren: So-
lange Hochschullehrer, die Forschungsdrittmittel einwerben, sich am Rande des Strafrechts
bewegen, sind die angestrebten Ziele nicht zu erreichen. Um ein derart anspruchsvolles Pro-
jekt erfolgreich durchzuführen, sind schon in der Planungs- und Vorbereitungsphase Sachver-
stand, Kompetenz und Vernetzung gefragt, nicht Stückwerk und Flickschusterei. Der gesamte
Prozess bedarf der Elite, auch die Politik.

Dr. Johannes Neyses
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2 news & facts

BONN. Der Herausgeberbeirat von „Wissenschaftsmanagement“ hat vier neue Mitglieder. Mit
der Aufnahme von Hanns Seidler, dem Kanzler der Technischen Universität Darmstadt und Vor-
standsvorsitzenden des Zentrums für Wissenschaftsmanagement in Speyer, sowie mit Frank
Ziegele, Professor für Wissenschaftsmanagement an der Fachhochschule Osnabrück und Pro-
jektleiter beim Centrum für Hochschulentwicklung in Gütersloh, konnten zwei namhafte Exper-
ten gewonnen werden. Cornelius Herstatt, Professor für Technologie- und Innovationsmanage-
ment an der TU Hamburg-Harburg, und Horst Soboll, Leiter der Abteilung Forschungspolitik
und Kommunikation bei DaimlerChrysler, stehen für die Verbindung von Wissenschaft und
Wirtschaft, für Forschungstransfer und Anwendungsnähe. Die Herausgeber der Zeitschrift freu-
en sich auf neue inhaltliche Impulse und wertvolle Denkanstöße.

„Ich wünsche mir für die Zukunft, dass unsere Einrichtung zum führenden nationalen Kompetenz-
zentrum für Wissenschaftsmanagement wird, führend vor allem in der Erforschung und praxisna-
hen Aus- und Fortbildung in allen Belangen der Wissenschaftsadministration“. Professor Hanns H.
Seidler, Vorstandsvorsitzender des Zentrums für Wissenschaftsmanagement e.V. (ZWM) hat sich
und seiner Institution hohe Ziele gesteckt. Seit der offiziellen Gründung des ZWM im April 2002
obliegt dem langjährigen Kanzler der Technischen Universität (TU) Darmstadt die Leitung des ehr-
geizigen Gemeinschaftsprojektes. Beteiligt an der Steuerung des Zentrums sind neben fast allen
großen deutschen Wissenschaftsorganisationen Vertreter der Großforschung und zahlreiche Hoch-
schulen. Zum Dienstleistungsangebot des ZWM gehört ein Aus- und Weiterbildungsprogramm für
Führungs- und Nachwuchskräfte. Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Durchführung anwen-
dungsbezogener Forschungsvorhaben. 

Im Bereich des Hochschulmanagements verfügt Hanns Seidler über weitreichende Erfahrungen.
Nach seiner rechtswissenschaftlichen Promotion 1972 an der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg
wurde er Referent in der Präsidialabteilung der TU Darmstadt. 1985 erfolgte ebendort seine Ernen-
nung zum Kanzler – ein Amt, welches er bis heute bekleidet. Von 1998 bis 2000 war er Bundes-
sprecher der Kanzlerinnen und Kanzler deutscher Universitäten. Vor vier Jahren wurde Seidler zum
Honorarprofessor an der TU Darmstadt im Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften er-
nannt. Seit Anfang der achtziger Jahre übernimmt er regelmäßig Lehraufträge zu den Themenfel-
dern „Finanzwissenschaft“, „Finanz- und Finanzverfassungsrecht“ und „Verwaltungswissenschaft“. 

Professor Frank Ziegele, 37 Jahre jung, beschäftigt sich beim Centrum für Hochschulentwicklung
(CHE) mit den Themen Budgetierung, Zielvereinbarungen, Studienfinanzierung, Controlling und
seit neuestem Student Services. Seit Mitte der neunziger Jahre ist er bei der Gütersloher Einrich-
tung mit verschiedenen Projekten betraut. Über die Jahre hinweg beschäftigte er sich unter ande-
rem mit der inhaltlichen Konzeption, Leitung und Moderation von lokalen Organisationsentwick-
lungsprojekten, verfasste Analysen und gutachterliche Stellungnahmen und widmete sich der Kon-
zeption sowie der Umsetzung von Instrumentarien für das Hochschulsystem in verschiedenen
Bundesländern. Nach Lehrtätigkeiten an der Fachhochschule (FH) Osnabrück, der Hochschule Bre-
men und der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer von 2000 bis 2003
ist Ziegele unlängst als erster deutscher Professor für Wissenschaftsmanagement an das Institut
für Öffentliches Management der FH Osnabrück berufen worden. Im neu eingerichteten berufsbe-

Noch mehr Wissen aus erster Hand
Neue Mitglieder im Herausgeberbeirat der Zeitschrift

I N  E I G E N E R  S A C H E

Mit der Aufnahme der vier neuen 
Mitglieder in den Herausgeber-
beirat kann „Wissenschafts-
management“ den Wissenstransfer
zwischen Hochschulen, Forschungs-
einrichtungen und Unternehmen 
in Zukunft noch genauer be-
obachten und fördern.
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gleitenden Weiterbildungsstudiengang „Hochschul- und Wissenschaftsmanagement“ sollen die
Teilnehmer innerhalb von vier Semestern auf die Management- und Steuerungsaufgaben in moder-
nen Wissenschaftsorganisationen vorbereitet werden. Seit Beginn seiner Lehrtätigkeit hat Ziegele
Veranstaltungen zu den Themen „Institutionenökonomik“, „Strategisches und Operatives Manage-
ment“ sowie „Hochschulfinanzierung“ und „Budgetierung“ abgehalten. 

Professor Cornelius Herstatt (44) repräsentiert in idealer Weise die immer wieder eingeforderte
Nähe zwischen universitärer Forschung und innovationsorientierten Unternehmen. Mit der Grün-
dung des betriebswirtschaftlichen Arbeitsbereichs „Technologie- und Innovationsmanagement“ an
der Technischen Universität Hamburg-Harburg (TUHH) im Jahre 1998 hat Herstatt die Leitung die-
ser vergleichsweise noch jungen und interdisziplinär angelegten Fachrichtung übernommen. Sie
beschäftigt sich inhaltlich mit der strategischen Förderung und Optimierung innovativer Produkte
und Prozesse, sowohl in der traditionellen Industrie, wie auch in Dienstleistungsunternehmen. Die
Forschungsschwerpunkte seines Arbeitsbereiches an der TUHH liegen auf den Feldern „Nutzung
von neuen Methoden und Techniken in der frühen Phase der Produktentwicklung“, „Strategische
Verwertung von Technologien, insbesondere durch Technologie-Lizensierung und Ansätze des In-
tellectual Property Management“, „Struktur- wie prozessorganisatorische Optimierungsansätze
zwischen den Bereichen F&E, Marketing/Vertrieb, Produktion und Service“ sowie „Internationale
Aspekte des Forschungs- und Entwicklungsmanagements“. Unter der Maßgabe Praxisnähe und In-
terdisziplinarität wurden in den letzten Jahren diverse Kooperationen mit Unternehmen und ingeni-
eurwissenschaftlichen Bereichen der TUHH auf den Weg gebracht. Vor seiner Lehrtätigkeit in Ham-
burg, von 1992 bis 1996, sammelte Cornelius Herstatt Erfahrungen als Manager für den Geschäfts-
bereich Technologie- und Innovationsmanagement bei der Unternehmensberatung Arthur D. Little
in Deutschland und der Schweiz. Von 1996 bis 1998 war er Mitglied der Geschäftsleitung der Wärt-
silä NSD Schweiz AG, dort zuständig für „Business Development“, „Product Planning“ und „Tech-
nology Licensing“.

Mit Dr. Horst Soboll tritt ein weiterer erfahrener Vertreter der Wirtschaft in den Herausgeberbeirat
der Zeitschrift ein. Der an der Universität Gießen promovierte Physiker ist seit rund 15 Jahren in
führender Position im Ressort „Forschung und Technologie“ der DaimlerChrysler AG in der Kon-
zernzentrale Stuttgart tätig. Zu den Aufgabengebieten des 59-jährigen gehörten bislang die Berei-
che „Projekte Informations- und Kommunikationstechnologie“, „Strategie Informationstechnolo-
gie“ und „Technologiepolitik“. Derzeit ist ihm die Leitung der Abteilung „Forschungspolitik und
Kommunikation“ anvertraut. Neben seiner Tätigkeit bei DaimlerChrysler hat sich Soboll im Laufe
der vergangenen Jahre in verschiedenen Gremien und Institutionen mit Forschungsfragen beschäf-
tigt: 1999 wurde er Mitglied des Ausschusses für Forschungs- und Technologiepolitik des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie (BDI). Ein Jahr später trat er in den Vorstandsrat der Deutschen
Physikalischen Gesellschaft ein. 2000 erfolgte die Aufnahme in den Ausschuss für Industrie und
Forschung des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK). Auch auf europäischer
Verwaltungsebene hat sich der gebürtige Chemnitzer eingebracht. 2001 wurde er Vice Chairman
des European Research Advisory Board (EURAB) von Forschungskommissar Philippe Busquin.

„Wissenschaftsmanagement“ setzt mit der Erweiterung seines Herausgeberbeirates deutliche Sig-
nale: Noch stärker als bisher sollen aktuelle Entwicklungen und Trends im Management von Bil-
dung, Forschung und Entwicklung aufgegriffen, diskutiert und analysiert werden. Dazu gehört nicht
zuletzt eine enge Kooperation mit Partnern in der Industrie.

Frank Materne

Prof. Dr. 
Cornelius Herstatt

Prof. Dr. Frank Ziegele

Dr. Horst Soboll

Prof. Dr. 
Hanns H. Seidler
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WIEN. Wissensbilanzen werden in jüngster
Zeit als neues Instrument für den Wissen-
schaftsbereich diskutiert. Neben einigen
deutschen und österreichischen Forschungs-
unternehmen, die bereits Wissensbilanzen
publiziert haben, müssen zukünftig alle
österreichischen Universitäten Wissensbilan-
zen erstellen. Auf einer Fachtagung in Wien,
organisiert vom Zentrum für Wissenschafts-
management e.V., haben Experten aus Poli-
tik, Wissenschaft und Verwaltung das neue
Instrument Wissensbilanz auf seine Einsatz-
möglichkeiten für Wissenschaftseinrichtun-
gen in Deutschland und Österreich diskutiert.

Im Rahmen der Reorganisation des öster-
reichischen Universitätssystems sind Univer-
sitäten und Hochschulen des Landes in Zukunft
verpflichtet, Wissensbilanzen zu erstellen. Die
Wissensbilanz fungiert dabei als zentrales Be-
richtswesen zwischen den Universitäten und
dem Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kunst (BMBWK). Sie soll Kennzah-
len über das intellektuelle Kapital sowie Out-
puts der universitären Leistungsprozesse auf-
bereiten. Damit greift das Ministerium auf ein
Instrument zu, das in der Wirtschaft entwickelt
wurde. In vielen europäischen Ländern haben
in den letzten Jahren Unternehmen begonnen,
mit Hilfe von Wissensbilanzen und verwandten
Managementsystemen Informationen über im-
materielle Vermögenswerte beziehungsweise
über das intellektuelle Kapital zu erheben.
Damit soll das Manko der mangelnden Aussa-
gekraft von klassischen Jahresberichten und
betrieblichem Rechnungswesen bezüglich die-
ser immer wichtigeren Wertschöpfungsres-
source überwunden werden. Im deutschspra-
chigen Raum haben auch einige Forschungsor-
ganisationen begonnen, Wissensbilanzen zu
publizieren. Wissensbilanzen – im Englischen
als „Intellectual Capital Reports“ bezeichnet –
weisen auf der Grundlage einer Klassifikation

intellektuellen Kapitals Kennzahlen aus, um die
Entwicklung und das Potenzial dieser Ressour-
ce darzustellen. Eine weit verbreitete Struktu-
rierung erfolgt in die Bereiche Human-, Struk-
tur-, Beziehungs- und Innovationskapital.
Jüngst hat auch der Deutsche Standardisie-
rungsrat DRSC e.V. Konzernen empfohlen, im
Anhang des Geschäftsberichts ein „Intellectual
Capital Statement“ zu publizieren. Bislang gibt
es jedoch weder auf nationaler noch auf inter-
nationaler Ebene Standards für die Erstellung
von Wissensbilanzen für Wirtschaft oder Wis-
senschaft.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung wur-
den auf der Fachtagung zum Thema Wissensbi-
lanzen drei zentrale Fragen zu dem neuen Ins-
trument diskutiert: Welche Funktionen können
Wissensbilanzen aus Sicht des Wissenschafts-
managements erfüllen? Welche Erfahrungen
haben Universitäten und Forschungsorganisa-
tionen mit Wissensbilanzen bisher gemacht?
Wo liegen die wichtigsten Felder der künftigen
Weiterentwicklung? Dabei wurden die Beson-
derheiten der österreichischen und deutschen
Forschungslandschaft berücksichtigt.

In Österreich hat die Politik die Grundlagen für
die Wissensbilanzierung an Universitäten ge-
setzlich geregelt und damit einen ersten Stan-
dardisierungsakt vollbracht. Mit Ausnahme ei-
niger weniger privater Universitäten unterliegen
beinahe alle österreichischen Universitäten und
Hochschulen dem Bund. Das vom österreichi-
schen Parlament im Jahre 2003 verabschiedete
Bundesgesetz über die Organisation der Uni-
versitäten und ihrer Studien deckt damit einen
Großteil der Universitätslandschaft ab. Ziel des
neuen Universitätsgesetzes, das von allen Uni-
versitäten bis 2008 implementiert werden
muss, ist eine stärkere Autonomie der Univer-
sitäten. Diese haben jährlich Wissensbilanzen
zu erstellen, die die zentralen hochschulstatisti-

In der Wirtschaft wird es schon seit geraumer Zeit
angewandt. Nun beginnen auch verstärkt
Forschungseinrichtungen, das Instrument der
Wissensbilanz für sich zu nutzen.

Foto: Volker Derlath

M A N A G E M E N T S Y S T E M E Erfassung intellektuellen Kapitals
Wissensbilanzen: Experten diskutieren Einsatzmöglichkeiten
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schen Daten dem Ministerium und den Auf-
sichtsorganen zur Verfügung stellen. Eine Pu-
blikation für breite Interessengruppen ist ge-
setzlich nicht vorgesehen, steht den Universitä-
ten aber offen und wird auch schon teilweise
praktiziert. 

Stefan Titscher vom BMBWK erläuterte in sei-
nem Vortrag die konkreten Zielsetzungen für
die Einführung von Wissensbilanzen in Öster-
reich. Wissensbilanzen haben die interne und
externe Funktion der Steuerung, der Darstel-
lung und des Vergleichs des intellektuellen Ka-
pitals und der erbrachten Leistungsprozesse.
Damit soll die Grundlage für den Vergleich zwi-
schen Ressourceneinsatz und Leistungen ge-
schaffen werden. Des weiteren soll die Kontrol-
le der Leistungsvereinbarung ermöglicht wer-
den. Intellektuelles Kapital wird dabei in Hu-
man-, Struktur- und Beziehungskapital klassi-
fiziert. Entsprechend ergibt sich auch die mög-
liche Gliederung: Wissensbilanzen haben Leis-
tungen und Ziele der Universität darzustellen
und weisen ein obligatorisches und optionales
Set an Kennzahlen aus. Im Rahmen einer noch
zu verabschiedenden gesetzlichen Verordnung
werden 2004 die Kennzahlen exakt definiert,
die – in Abhängigkeit vom Fachbereich – von
den Universitäten zukünftig auszuweisen sind. 

In Deutschland liegt die Verantwortung für die
Hochschulen weitgehend bei den Ländern; eine
verbindliche Einführung von Wissensbilanzen
ist noch in keinem der 16 Hochschulgesetze
der Länder vorgesehen. Wissensbilanzen sind
in Deutschland bislang überwiegend von außer-
universitären Forschungseinrichtungen erstellt
worden. Eine generelle Einführung ist in die-
sem Bereich derzeit nicht geplant. Frank Ziege-
le und Gero Federkeil vom Centrum für Hoch-
schulentwicklung (CHE) gingen in ihren Vorträ-
gen auf mögliche Anwendungen und Probleme
im Hochschulbereich ein. Ziegele beschrieb
verschiedene Einsatzzwecke für Wissensbilan-
zen in Hochschulen, von der Verbesserung von
Kennzahlen- und Berichtssystemen über die
Rechenschaftslegung bis hin zu einem grund-
legenden Instrument der internen strategischen
Steuerung der Hochschulen. Er wies dabei auf

mögliche Zielkonflikte zwischen verschiedenen
Funktionen von Wissensbilanzen hin, so zum
Beispiel zwischen dem Einsatz für ein standar-
disiertes externes Berichtswesen und dem Ins-
trument der internen strategischen Steuerung.
Gleichwohl blieb als Ergebnis, dass Wissensbi-
lanzen auch im Hochschulmanagement sinn-
voll sein können, jedoch mit vorhandenen In-
strumenten des Berichtswesens abgestimmt
und in ein Gesamtkonzept der Organisations-
entwicklung eingebunden werden müssen. 

Federkeil beleuchtete anhand der Daten des
CHE-Hochschulrankings von 34 ausgewählten
Studiengängen verschiedene methodische Fra-
gen der Kennzahlenbildung, die auch für Wis-
sensbilanzen relevant sind. Er wies darauf hin,
dass die Ranking-Daten zwar unter einer ande-
ren Zielsetzung, nämlich der Information von
Studieninteressenten, entstanden seien, der
Datenbestand aber dennoch eine Reihe von
Kennzahlen umfasse, die üblicherweise auch in
Wissensbilanzen Verwendung fänden. Die
wichtigsten Erkenntnisse der Beschäftigung
mit den Ranking-Daten waren zum einen, dass
wegen der internen Heterogenität der Hoch-
schulen mit zum Teil sehr unterschiedlichen
Fachkulturen die Kennzahlen auf der Ebene ein-
zelner Fächer beziehungsweise Fachbereiche
dargestellt werden müssen, wenn sinnvolle In-
formationen generiert werden sollen. Die Ran-
king-Daten zeigten zum anderen, dass ein Ver-
gleich mit anderen Hochschulen im Sinne von
Benchmarks für die Interpretation von Kenn-
zahlen und die Einordnung der Ergebnisse
wichtig sind.

Erfahrungen aus der Praxis wurden am Bei-
spiel des Instituts für Wirtschafts- und Be-
triebswissenschaften der Montanuniversität
Leoben und der Austrian Research Centers
GmbH in Seibersdorf diskutiert, die seit zwei
beziehungsweise vier Jahren Wissensbilanzen
erstellen. Beide Referenten, Hubert Biedermann
und Karl-Heinz Leitner, betonten, dass ein we-
sentlicher Nutzen vor allem in der strukturier-
ten Diskussion der Ziele und Strategien liegt,
denn die Selektion und Auswahl der Kennzah-
len erfordert immer auch die Diskussion orga-

Wissensbilanzen haben die interne 
und externe Funktion der Steuerung,
der Darstellung und des Vergleichs 
des intellektuellen Kapitals und der 
erbrachten Leistungsprozesse. 
Damit soll die Grundlage für den 
Vergleich zwischen Ressourcenein-
satz und Leistungen geschaffen 
werden. Des weiteren soll die 
Kontrolle der Leistungsverein-
barung ermöglicht werden. 
Intellektuelles Kapital wird dabei in 
Human-, Struktur- und Beziehungs-
kapital klassifiziert.
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nisatorischer Ziele und Werte. In beiden Orga-
nisationen wird die Wissensbilanz als Steue-
rungs- und Kommunikationsinstrument ge-
nutzt, wenngleich sich in der Praxis auch ein
gewisser „trade off“ zeigt und so etwas wie
eine interne und externe Wissensbilanz not-
wendig ist. 

Im Zusammenhang mit der Bewertung von in-
tellektuellem Kapital stellt sich die Frage, inwie-
weit dieses finanziell erfasst und bewertet wer-
den kann. Karl-Heinz Maul von Pricewater-
houseCoopers stellte in seinem Vortrag erste
mögliche Bewertungsverfahren vor. Derartige
Ansätze werden aber selbst in der Industrie nur
für bestimmte Formen des intellektuellen Kapi-
tals angewandt, wie auch Thomas Günther von
der Technischen Universität Dresden in seinem
Vortrag ausführte. In der Industrie werden der-

zeit vor allem separate Kennzahlensysteme ge-
nutzt, die finanzielle und nicht-finanzielle Kenn-
werte ausweisen. Eine Integration in das Rech-
nungswesen unterbleibt nicht zuletzt aufgrund
der fehlenden Rechnungslegungsvorschriften.
Die Diskussion machte deutlich, dass sowohl
der Sinn als auch die Möglichkeit einer Mone-
tarisierung intellektuellen Kapitals im Wissen-
schaftsbereich kontrovers beurteilt werden.

Zusammenfassend kann festgehalten werden,
dass es noch keinen Standard für Wissens-
bilanzen gibt. Das Instrument hat vielfältige
Einsatzmöglichkeiten. Chancen und Risiken
sind vor allem vor dem Hintergrund der kon-
kreten Anwendung und Funktion zu bewerten. 

Gero Federkeil und Karl-Heinz Leitner

BONN. Gleichstellung als Kriterium beim
Hochschulranking spielte bisher keine Rolle.
Was in amerikanischen Universitätsverglei-
chen ein gewichteter Indikator ist, wollen
hiesige Ranking-Experten nicht bewerten – zu
unklar, politisch zu heikel. Diese Lücke hat
nun das Kompetenzzentrum Frauen in Wis-
senschaft und Forschung (CEWS) mit einem
„Hochschulranking nach Gleichstellungsa-
spekten“ geschlossen. 

Seit der Änderung des Hochschulrahmengeset-
zes 1998 zahlen sich Fortschritte bei der Erfül-
lung des Gleichstellungsauftrages für die Hoch-
schulen im wahrsten Sinne des Wortes aus.
Neben Forschung, Lehre und Nachwuchsförde-

rung ist Chancengleichheit ein Leistungs- und
Qualitätskriterium, das bewertet und bei der Fi-
nanzzuweisung berücksichtigt wird. Schät-
zungsweise fünf bis zehn Prozent der Mittel für
Forschung und Lehre verteilen die Bundeslän-
der nach Erfolgen in der Gleichstellung. Wie al-
lerdings das Budget in den einzelnen Hoch-
schulen verteilt wird, entscheiden diese selbst. 

„Die Idee ist, durch finanzielle Anreize die
Hochschulen zu motivieren, mehr für Chancen-
gleichheit zu tun“, sagt Andrea Löther vom
CEWS. Sie hat das Ranking erstellt. Wo also
die Chancengleichheit nicht vorankommt und
beispielsweise die Studentinnen- oder Absol-
ventinnenzahlen sinken, fließt weniger Geld.

Erstes Ranking zur Chancengleichheit 
Die Benachteiligung von Frauen an Hochschulen wird 
als Thema weiter vorangetrieben 

H O C H S C H U L E N

Hochschulen sollen durch finanzielle Anreize dazu
gebracht werden, mehr für die Gleichstellung von
Frauen zu tun.

Foto: Archiv
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„Wenn Chancengleichheit keinen materiellen
Wert hat, bewegt sich nichts“, sagt CEWS-Lei-
terin Brigitte Mühlenbruch. Für diese Einsicht
bei Politikern haben die Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten lange gekämpft. „Es war
eine enorme Überzeugungsarbeit notwendig“,
betont Mühlenbruch. 

Das Gleichstellungsranking beruht ausschließ-
lich auf quantitativen Daten des Statistischen
Bundesamtes Wiesbaden und bewertet jede
Hochschule jeweils als Ganzes. Für den Ver-
gleich haben die CEWS-Mitarbeiterinnen sie-
ben Indikatoren entwickelt: Studierende, Pro-
motionen, Habilitationen, wissenschaftliches
und künstlerisches Personal, Professuren
sowie Veränderungen im Zeitverlauf beim Per-
sonal und bei den Professuren. Außerdem wur-
den Verzerrungen aufgrund von Studien-
fächern, die besonders von Frauen beziehungs-
weise Männern gewählt wurden, berücksich-
tigt. So konnten Benachteiligungen von Hoch-
schulen mit vorwiegend naturwissenschaftlich-
technischer Ausrichtung verhindert werden.

Universitäten, Fachhochschulen und Künstleri-
sche Hochschulen wurden in je eigenen Grup-
pen bewertet. Innerhalb dieser drei Gruppen
gibt es bis zu elf Ranggruppen. Darüber hinaus
wurden die sieben Indikatoren wie etwa Profes-
suren jeweils in eigene Ranglisten eingeordnet.
Das heißt, die einzelne Hochschule kann ermit-
teln, wie sie als Ganze, aber auch, wie sie bei
den einzelnen Indikatoren im bundesweiten
Vergleich dasteht. Das vom Centrum für Hoch-
schulentwicklung (CHE) geprüfte Ranking er-
möglicht somit erstmals, die Leistungen von
Hochschulen im Bereich Gleichstellung verglei-
chend zu bewerten. „Es liefert insbesondere
Anhaltspunkte, in welchem Maße Wissen-
schaftlerinnen an Forschung und Lehre teilha-
ben“, erklärt Mühlenbruch.

In der Gruppe der Universitäten belegen die
ehemalige Universität-Gesamthochschule Es-
sen, die Humboldt-Universität Berlin und die
Universität Göttingen Spitzenplätze. Bei den
Fach- und Verwaltungsfachhochschulen liegen
Hannover, Braunschweig-Wolfenbüttel, Ham-

burg, Ludwigshafen, Magdeburg-Stendal,
Mainz, Osnabrück und Zwickau vorne. Die
Gruppe der Künstlerischen Hochschulen wird
angeführt von Berlin, Frankfurt, Hamburg und
Potsdam-Babelsberg. Abgeschlagen sind hin-
gegen die Universitäten Chemnitz, Ilmenau,
Passau und Stuttgart, die Fachhochschulen in
Kehl und Paderborn sowie die Musikhochschu-
len Düsseldorf und Freiburg, zudem die Bremer
Hochschule für Künste.

Als Entscheidungshilfe für junge Frauen eignet
sich das Ranking nicht. In erster Linie soll der
Vergleich Hochschulleitungen sowie Politikerin-
nen und Politiker erreichen. Und das ist auch
eingetreten: „In der Politik und in den Hoch-
schulen wird über das Ranking diskutiert und
somit auch das Thema Chancengleichheit wei-
ter vorangetrieben“, so Andrea Löther. Auf kei-
nen Fall dürfe das Ranking als eine Beurteilung
der Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten ge-
sehen werden, warnt Brigitte Mühlenbruch.
„Chancengleichheit ist eine Aufgabe der gesam-
ten Hochschule und ein komplexer Prozess mit
vielen Faktoren.“ Auch könne der Vergleich
keine Hinweise auf die Mittelverteilung geben.

Alle zwei Jahre soll das CEWS-Ranking fortge-
schrieben werden – zunächst auf der Basis
quantitativer Daten. Doch die CEWS-Mitarbei-
terinnen denken darüber nach, wie auch Qua-
lität gemessen und verglichen werden kann.
Qualitative Kriterien könnten beispielsweise fol-
gende sein: Frauenförderpläne, Maßnahmen
zur Rekrutierung von Studentinnen in Fächern,
in denen sie unterrepräsentiert sind, Veranke-
rung von Frauen- und Geschlechterstudien,
Möglichkeiten der Kinderbetreuung, Karriere-
programme für Studentinnen und Absolventin-
nen. „Die Indikatoren müssen transparent und
überzeugend sein“, so Andrea Löther. Ein Ran-
king nach rein quantitativen Kriterien ersetze
keine differenzierte Evaluation von Maßnahmen
und kann keine einfachen Ursache-Wirkung-
Kausalitäten aufzeigen, so Brigitte Mühlen-
bruch. Allerdings liefere ein solcher Vergleich
einen Rahmen und Anhaltspunkte für die Be-
wertung von qualitativen Maßnahmen zur
Chancengleichheit. Uschi Heidel

Link: 

www.cews.uni-bonn.de/cewspublik5.pdf
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BERLIN. Bundeskanzler Gerhard Schröder,
immer auf der Suche nach einem neuen
Schlüsselwort für sein Regieren, hat plötzlich
die Eliteuniversität entdeckt. Doch diese ist für
seine Sozialdemokratische Partei Deutschland
(SPD) noch immer ein Reizwort. So wie zu
Beginn der achtziger Jahre des vergangenen
Jahrhunderts, als sie vom damaligen FDP-
Vorsitzenden Hans-Dietrich Genscher gefor-
dert wurde, der zugleich die staatlichen
Hochschulen um so genannte Stiftungsuni-
versitäten ergänzen wollte. Aus Rücksicht auf
die Partei ist aus der Forderung nach einer
Eliteuniversität, ausgedacht vom scheiden-
den SPD-Generalsekretär Olaf Scholz, die
Forderung nach zehn Spitzenhochschulen ge-
worden. 

So heißt es denn in der Weimarer Erklärung
„Unser Land gerecht erneuern“ der SPD-
Führung von Anfang Januar 2004: „Wir brau-
chen neben einer höheren Anzahl von Hoch-
schulabsolventen auch eine stärkere Förderung
von Spitzenleistungen. Wir wollen die Struktur
der Hochschullandschaft so verändern, dass
sich Spitzenhochschulen und Forschungszen-
tren etablieren, die auch weltweit in der ersten
Liga mitspielen können. Wir wollen bis 2010
den Anteil der Forschungs- und Entwicklungs-
aufwendungen am Bruttoinlandsprodukt von
heute 2,5 Prozent auf 3 Prozent steigern.“

Inzwischen hat der Bundeskanzler Repräsen-
tanten aus Wirtschaft und Wissenschaft zu
einem Innovationstreffen eingeladen, das nach
den bisherigen Planungen zu einer regelmäßi-
gen Einrichtung werden soll. Was im Ausland
längst selbstverständlich ist, soll nun auch in
Deutschland kein Tabu mehr sein: die engere
und bessere Zusammenarbeit zwischen For-
schung und Wirtschaft – zumal es auch in
Deutschland längst nicht mehr nur staatliche
Universitäten, Hochschulen, Fachhochschulen
und Akademien gibt. 

Die privaten Hochschulen beschränken sich in
Deutschland keineswegs mehr nur auf staatlich
anerkannte Theologische Hochschulen, die Ka-
tholische Universität Eichstätt und die private
Universität Witten-Herdecke (dort müssen für
ein Vollstudium insgesamt 15.000 Euro Studi-
engebühren bezahlt werden). Überall im Land
entstehen private Hochschulen, die in erster
Linie für angehende Wirtschaftsmanager ge-
dacht sind. So etwa die Bremer International
University, die pro Jahr ebenfalls 15.000 Euro
Studiengebühren verlangt. In Hamburg hat sich
die erste private Jura-Universität einen mehr
als guten Ruf erworben. Gemeint ist die Buceri-
us Law School, an der die Studiengebühren bei
9.000 Euro im Jahr liegen. 

Auch wenn Bundesbildungsministerin Edelgard
Bulmahn (SPD) nach wie vor Studiengebühren
für das Erststudium rundweg ablehnt, wird sie
in dieser Frage bald überrollt werden. Noch in
diesem Jahr will das Bundesverfassungsge-
richt klären, ob staatliche Hochschulen Studi-
engebühren erheben dürfen. Das verlangen ei-
nige CDU-geführte Bundesländer. Viele Exper-
ten gehen davon aus, dass sich die Karlsruher
Richter der Einsicht des Präsidenten der Tech-
nischen Universität München, Wolfgang Her-
mann, nicht verschließen werden: „Unsere Ge-
sellschaft kann sich ein kostenloses Studium
nicht mehr leisten.“

Einig sind sich denn auch alle, die für Elite-
oder Spitzenuniversitäten eintreten: Ohne Stu-
diengebühren lässt sich das deutsche Hoch-
schulwesen mit seinen gegenwärtig knapp
über zwei Millionen Studierenden nicht refor-
mieren. Doch das allein wird nicht reichen. So
fordert nicht nur der stellvertretende CDU-Vor-
sitzende und frühere Bundesforschungsminis-
ter Jürgen Rüttgers zugleich die Auflösung der
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) in Dortmund, damit sich die Hoch-
schulen ihre Studierenden selbst aussuchen

Politshow oder Innovation?
Der Streit um Elitehochschulen

An der Elite-Uni scheiden sich die Geister. Zumindest
über die Reformbedürftigkeit des deutschen Hoch-
schulwesens herrscht breiter Konsens.

Foto: Eric A. Lichtenscheidt
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können, und mehr Freiheit für die einzelnen
Hochschulen. Das hätte denn auch die Strei-
chung des Hochschulrahmengesetzes (HRG)
zur Folge. Letztere fordert unter anderem der
sächsische Ministerpräsident Georg Milbradt
(CDU), der vor allem auf den Wettbewerb der
Hochschulen untereinander setzt. Aus diesem
Wettbewerb würden sich die Elite-Hochschulen
von selbst herausbilden.

Darüber hinaus ist man sich quer durch die
Parteien einig, dass mehr Geld keineswegs
gleichbedeutend ist mit mehr Elite. So gehen
Experten denn auch von einem langfristigen
Prozess aus, der im Kindergarten beginnen
muss. Sie plädieren daher für einen kostenlo-
sen Kindergarten statt eines kostenlosen Studi-
ums. Schließlich entscheide sich in jungen Jah-
ren, ob ein Mensch besonders begabt sei und
gefördert werden müsse. Auslese also nicht im
Kindergarten durch hohe Gebühren, sondern
erst an der Universität, wo allerdings großzügi-
ge Stipendien und nachgelagerte Studienge-
bühren (erst im Beruf werden die Studienge-
bühren zurückgezahlt, wenn man sie nicht
während des Studiums aufbringen kann) für
Chancengleichheit sorgen sollen.

Für den Oppositionspolitiker Rüttgers handelt
es sich bei der Diskussion um Elite-Universitä-
ten lediglich um eine „Politshow“. Für den
rheinland-pfälzischen Wissenschaftsminister
Jürgen Zöllner (SPD) ist es notwendig, „dort
weiter gezielt zu fördern, wo schon besondere
Spitzenleistungen erbracht werden“. Ähnlich
äußert sich der Rektor der Dortmunder Univer-
sität, Eberhard Becker. Er fordert die bessere
Förderung einzelner Spitzenfachbereiche in den
Hochschulen. Das ist auch die Meinung des
Präsidenten der Mainzer Johannes-Gutenberg-
Universität, Jörg Michaelis, der fürchtet, dass
es zu  „Zwei-Klassen-Hochschulen“ kommt.

Also doch kein Harvard, kein Stanford? Kein
Yale oder Princeton? Namen, die neuerdings
das forschungspolitische Herz des Bundes-
kanzlers höher schlagen lassen. Schröder
träumt davon, dass bald auch deutsche Hoch-
schulen einen ähnlichen Klang haben und Pro-

fessoren sowie Studierende nicht nur aus
Deutschland, sondern aus aller Welt anziehen.
Immer wieder wird in diesem Zusammenhang
die Humboldt-Universität in Berlin genannt.
Freilich wird gern Folgendes übersehen: Die
USA, in denen die Studiengebühren zwischen
4.230 und 7.200 Euro liegen, zählen etwa
4.000 Hochschulen, von denen nicht einmal
200 über einen wirklich guten Ruf verfügen.
Harvard ist eben nicht Amerika. Es sind in den
USA vor allem die Privatuniversitäten, die sich
ihre Studenten selbst aussuchen können, die
ihren Professoren Spitzengehälter zahlen und
wo die Studierenden schon wegen der hohen
Studiengebühren auf einen schnellen Ab-
schluss Wert legen. Das Verhältnis von Studie-
renden zu Professoren ist in den USA günsti-
ger, in Deutschland mit durchschnittlich 50:1
viel zu schlecht.

Trotz aller Einwände aus der Politik und den
Hochschulen wird die Notwendigkeit von Elite-
beziehungsweise Spitzenuniversitäten nicht
mehr negiert. Auch Karl Max Einhäupl, Vorsit-
zender des Wissenschaftsrates, ist dafür. Doch
um dieses Ziel zu erreichen, ist eine völlige
Neuorientierung der deutschen Hochschulland-
schaft notwendig, die zunehmend unstrittig ist.
Die wichtigsten Elemente sind: freie Auswahl
der Studierenden durch die Hochschule,
Selbstbestimmung über die Verwendung der fi-
nanziellen Mittel, weniger Bürokratie, engere
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft (Drittmit-
tel), mehr Wettbewerb mit anderen Hochschu-
len. Das erfordert mehr Geld, unter anderem
durch Studiengebühren.

Es darf eben nicht mehr so sein, dass beispiels-
weise im Etat der Kölner Universität, mit 62.000
Studierenden die größte in Deutschland (ohne
Kliniken), lediglich 13 der insgesamt 260 Millio-
nen Euro frei verfügbar sind. Alle anderen Gel-
der sind durch Personal- und Fixkosten gebun-
den. Außerdem ist diese Hochschule mit sieben
Fakultäten ursprünglich für 20.500 Studieren-
den konzipiert worden. Die Überfüllung in den
meisten Vorlesungen, Übungsräumen und Se-
minaren kann man sich leicht vorstellen. In den
anderen großen Universitäten des bevölke-

Man ist sich quer durch die Partei-
en einig, dass mehr Geld keines-
wegs gleichbedeutend ist mit mehr 
Elite. So gehen Experten denn 
auch von einem langfristigen Pro-
zess aus, der im Kindergarten be-
ginnen muss. Sie plädieren daher 
für einen kostenlosen Kindergarten 
statt eines kostenlosen Studiums. 
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rungsreichsten Bundeslandes mit den meisten
Studierenden (rund 500.000) sieht es nicht an-
ders aus. Immerhin schiebt das Land einen In-
vestitionsstau für Universitäten und Hochschu-
len von 2,5 Milliarden Euro vor sich her.

Der Vorteil der heftig ausgebrochenen Diskus-
sion um die Eliteuniversität: Die breite Öffent-
lichkeit wird sich langsam bewusst, wie not-
wendig die grundlegende Reform unseres Bil-
dungswesens für die Zukunft des Landes ist.
Nicht zuletzt in einer immer älter werdenden
Gesellschaft. Deutschland kann es sich nicht
mehr leisten, dass fast 40 Prozent aller Abituri-
enten beim Verlassen des Gymnasiums nicht
wissen, was sie studieren wollen. Über 30 Pro-
zent aller Studierenden verlassen die Univer-
sität ohne Abschluss. 22 Prozent sind es in den
Fachhochschulen. Eine bessere Studienbera-
tung ist ebenso notwendig wie eine bessere Or-
ganisation des Studiums. 

Gleichzeitig ist es notwendig, einen gesamtge-
sellschaftlichen Konsens über die Notwendig-
keit von Eliten herzustellen. Forscher müssen
wieder bekannter werden als Fußballspieler
oder „Stars“, die Privatsender und Boulevard-
zeitungen kreieren. Das Forschungsklima muss
sich verbessern. Bundeskanzler Gerhard
Schröder hat Recht, wenn er fordert, man
müsse mehr über die Chancen neuer For-
schung sprechen als über die Risiken. Aber er
schüttet das sprichwörtliche Kind mit dem
Bade aus, wenn er eine neue Diskussion (und
wohl auch einen neuen Beschluss) über die
Forschung mit humanen embryonalen Stamm-
zellen fordert. Der nach langen Auseinanderset-
zungen zustande gekommene Mehrheitsbe-
schluss zählt zweifellos zu den Sternstunden
des Deutschen Bundestages. Allerdings muss
bereits in der Schule für ein größeres Interesse
junger Menschen an Naturwissenschaften ge-
sorgt werden, muss die Leidenschaft für das
Forschen geweckt werden („Jugend forscht“
reicht nicht aus) und darf das Streben nach
Spitzenleistung nicht in Misskredit gebracht
werden. Gleichzeitig ist das Verhältnis zwi-
schen Hochschule und Wirtschaft zu intensi-
vieren, zumal die Wirtschaft ohnehin viele Milli-

arden in die Forschung steckt. Nicht weniger
wichtig ist es, jungen Forschern auch betriebs-
wirtschaftliche Kenntnisse zu vermitteln und
ihnen mehr Risikokapital zur Verfügung zu stel-
len, damit sie ihre Ergebnisse schneller und
besser in marktfähige Produkte umsetzen kön-
nen. Wissenschaftsmanagement wird also zu
einer wichtigen Disziplin im Spannungsfeld von
Forschung und Wirtschaft.

Deutschland zählt nach wie vor zu den Schwer-
punktländern der internationalen Forschung,
das um seine Universitäten und seine For-
schungseinrichtungen (von DFG bis Max-
Planck- und Fraunhofer-Gesellschaft, von Helm-
holtz- bis Leibniz-Gemeinschaft) und seine
nicht selten höher als die Nobelpreise dotierten
Forschungspreise beneidet wird. Aber es muss
sich anstrengen, mehr als bislang zu tun. Was
dieses Land braucht ist eine konzertierte Inno-
vationsanstrengung von Bund und Ländern,
Hochschulen und Wirtschaft. Auch Elitehoch-
schulen als Leuchttürme sind notwendig. Neu-
erdings wird von der Politik die Frage gestellt,
ob man nicht einen Teil der Goldreserven der
Bundesbank, die durch den Euro nicht mehr
gebraucht werden, zugunsten von Spitzenuni-
versitäten und -forschung verkaufen soll. Eine
gute Idee, weil sie zukunftsorientiert ist.

Der Streit um die Elitehochschule, eine Polit-
show oder eine Innovation? Wenn die Diskus-
sion auf der Tagesordnung von Politik, For-
schung sowie Wirtschaft bleibt und grundle-
gende Lösungen gemeinsam gefunden wer-
den, wird sich der Streit als wichtige und wir-
kungsvolle Innovation erweisen. Nur zur Polit-
show darf die Frage der Eliteuniversität in der
Tat nicht verkommen. Vor diesem Hintergrund
könnte ein Innovationsministerium des Bundes
von großem Vorteil sein, indem man das Bun-
desbildungsministerium im Rahmen der ge-
genwärtigen Föderalismus-Debatten zur Dispo-
sition stellt. Schließlich werden die Länder auch
in Zukunft für die Bildung zuständig sein – und
der Bund für die Innovation. Das wäre eine
klare Arbeitsteilung.

K. Rüdiger Durth

Der Vorteil der heftig ausgebroche-
nen Diskussion um die Elite-
universität: Die breite Öffentlich-
keit wird sich langsam bewusst, 
wie notwendig die grundlegende 
Reform unseres Bildungswesens 
für die Zukunft des Landes ist. 
Nicht zuletzt in einer immer älter 
werdenden Gesellschaft.
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Seit dem Ende der neunziger Jahre arbeiten die 
EU-Staaten an einem einheitlichen Hochschulsystem.

Foto: David Ausserhofer

Friedrich L. Sell
Weg zu einer gemeinsamen Architektur
Über die Zukunft der europäischen Hochschulpolitik

In die Hochschulpolitik ist in den letzten Monaten erhebliche Bewegung gekommen: In eini-
gen Bundesländern gingen massive Einschnitte in die Budgets von Fachhochschulen und
Universitäten einher mit der Forderung von Bundespolitikern der SPD, mehrere Hochleis-
tungsuniversitäten zu schaffen, um nicht den Anschluss an internationale Ausbildungs- und
Forschungsstandards zu verlieren. Zugleich gewinnt auf nationaler wie europäischer Ebene
die flächendeckende Einführung von Bachelor- und Masterabschlüssen sowie von Kredit-
punktesystemen nach dem Modell des European Credit Transfer System (ECTS) entsprechend
den Beschlüssen der Konferenz von Bologna an Fahrt. Kann so bis 2010 der geplante einheit-
liche europäische Hochschulraum entstehen – und ist das überhaupt wünschenswert?

Auf der Konferenz von Bologna im Juni 1999 beschlossen die Bildungsminister aus 29 eu-
ropäischen Ländern (mittlerweile auf 40 Teilnehmerländer ausgedehnt), durch die Harmoni-
sierung der Studienabschlüsse und eine einheitliche zweistufige Studienstruktur bis 2010
eine gemeinsame Architektur der europäischen Hochschulsysteme zu schaffen, die durch
den „Bachelor“ (BA) als ersten berufsbefähigenden Studien- und Regelabschluss nach rund
drei Jahren und den „Master“ (MA) als zweiten Studienabschluss nach weiteren ein bis zwei
Jahren gekennzeichnet ist. Die Ministerkonferenzen vom Mai 2001 in Prag und vom Sep-
tember 2003 in Berlin haben diese Vereinbarungen bestätigt. Ziel ist es, die Transparenz und
Durchlässigkeit der europäischen Studiengänge zu vergrößern, die Studienzeit bis zur Auf-
nahme einer ersten beruflichen Tätigkeit zu verkürzen und die Mobilität der europäischen
Studierenden deutlich zu erhöhen (DAAD 2003, Nr. 26, S. 3 f.). Bis zum Jahr 2005 sollen alle
Staaten der Europäischen Union (EU) mit der Einführung des zweistufigen Systems begon-
nen haben (HIS 2003, Nr. 22, S. 3). In der Berliner Erklärung der Bildungsminister wurde
darüber hinaus das Doktorandenstudium als dritte Stufe neben Bachelor und Master in den
Bologna-Prozess einbezogen. 

Zugleich hat sich aber für den Bildungsbereich in Europa insofern (noch) wenig geändert, als
in diesem Politikfeld die Mitgliedsstaaten nach wie vor selbst zuständig sind und das Har-
monisierungsverbot weiterhin Bestand hat. Auch fährt der Bologna-Zug in den verschiede-
nen Ländern unterschiedlich schnell. So hinkt derzeit die Umsetzung des Bologna-Prozesses
in Deutschland noch erheblich hinter dem Zeitplan her: Nur knapp 15 Prozent aller angebo-
tenen Studiengänge beziehungsweise drei Prozent der Studierenden schließen mit einem
Bachelor- oder Masterabschluss ab (Wuttig 2003, S. 5), obwohl die 6. Novelle des Hoch-
schulrahmengesetzes (HRG) die Ziele des Bologna-Prozesses explizit verinnerlicht hat
(DAAD 2002, Nr. 22, S. 6) und Umfragen unter Studierenden über den europäischen Hoch-
schulraum mehrheitlich positiv ausfallen (HIS 2003, Nr. 22, S. 4). Viel Lärm um nichts?
Nein: Der Bologna-Prozess scheint trotz allem unaufhaltbar. Grund genug, wichtige Aspekte
zu beleuchten. 



Wettbewerb oder verordnete Vereinheitlichung der Studienabschlüsse?

Gelegentlich liest und hört man davon, dass der Bologna-Prozess eine politisch gewollte
Tendenz zur „verordneten“ Bildungskonvergenz in Europa verstärke und den Wettbewerb
zwischen den Hochschulen eher beschränke. Dieses Argument ist so nicht schlüssig. Denn:
Richtig verstanden, kann die Vereinheitlichung der Studienabschlüsse den Wettbewerb zwi-
schen den europäischen Hochschulen noch intensivieren. Sie beseitigt prinzipiell Mobilitäts-
hemmnisse, unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen und ungleiche Anforderungen an
quantitative und qualitative Studieninhalte. Damit werden „Marktunvollkommenheiten“ re-
duziert. Allerdings müssen dann auch gleiche Anforderungen an die „Marktteilnehmer“ (Pro-
fessoren, Studierende, akademische Einrichtungen) gestellt werden. Das ist in Deutschland
zurzeit aber nicht der Fall. 

Die Fachhochschulen bieten bei uns zunehmend eigene BA- und MA-Studiengänge an und
erobern sich Schritt für Schritt das Promotionsrecht, wenngleich die Grundlagenforschung
gar nicht zu ihrer Aufgabenbeschreibung gehört und die angewandte Forschung bestenfalls
ausschnittsweise (Sell 2003, S. 36). Die Zugangsberechtigung für die Fachhochschule ist
bekanntlich das Fachabitur, nicht das „volle Abitur“. Für deutsche Schüler nimmt die Attrakti-
vität des „vollen Abiturs“ damit zwangsläufig ab, da ja auch Fachhochschulen den Bachelor
und den Master im Programm haben. Da aber Fachhochschullehrer ein wesentlich höheres
Lehrdeputat aufweisen als Universitätsprofessoren, ist es für den Staat dann grundsätzlich
billiger, ihnen einen Großteil der BA- und MA-Ausbildung anzuvertrauen. Die so genannten
Akkreditierungsagenturen stellen den akademischen Abschlüssen dieser Studiengänge Te-
state aus, die den Zusatz „Fachhochschule“ gar nicht mehr enthalten dürfen. Damit wird die
in der Vergangenheit durchaus bewährte Arbeitsteilung zwischen Universitäten und Fach-
hochschulen Zug um Zug beseitigt. Das kann nicht sinnvoll sein.

Der Bologna-Prozess hat gerade den Akkreditierungsagenturen eine Hauptverantwortung für
die Qualitätssicherung der Studienabschlüsse zugewiesen (Wuttig 2002, S. 4). Die hoch-
schulartenübergreifende Akkreditierung gilt als die Voraussetzung für die staatliche Genehmi-
gung eines Studiengangs und soll dazu beitragen, „Profilbildung und Wettbewerb unter den
Hochschulen zu stärken“ (HIS 2002, Nr. 10, S. 3). Die sechs derzeit in Deutschland funktio-
nierenden Agenturen (ZevA, AQAS, AQUIN, FIBAA, ASIIN, AHPGS) evaluieren allerdings nur
Mindestvoraussetzungen, unter anderem für die „Qualität(ssicherung) des Curriculums“, die
„Berufsrelevanz“, die „personelle und materielle Ausstattung“ sowie die „internationale Kom-
patibilität“ neuer Studiengänge. Zulassungsstelle für die Agenturen ist in Deutschland wieder-
um der so genannte Akkreditierungsrat, der im Juli 1999 ins Leben gerufen wurde und orga-
nisatorisch am Sekretariat der Kultusministerkonferenz (KMK) aufgehängt ist. Besser wäre
es, wie es bei internationalen Agenturen (etwa EQUIS) auch durchaus Usus ist, explizite Qua-
litätsstandards zu formulieren (Schröder 2003, S. 9) und bei der Evaluierung Zielerrei-
chungsgrade auszuweisen. Dann kann der Wettbewerb unter den Hochschulen um das Errei-
chen unterschiedlicher Standards beziehungsweise hoher Zielerreichungsgrade im Akkreditie-
rungsverfahren wieder zu einer sinnvollen Arbeitsteilung führen. 

Studiengebühren?

Als Ökonomen wissen wir aus den einfachsten Ungleichgewichtslagen auf Märkten, dass
Nachfrageüberhänge durch Preisanhebungen abzubauen sind (Sell 2002, S. 142). Hier gilt
es eine häufig vorgenommene Verwechslung zu vermeiden: Das eigentliche Preisgefüge der
Bildungseinrichtungen ist das Profil der Anforderungen und nicht das der Teilnahme (= Stu-
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dien)gebühren. Vielen Professoren läuft allerdings immer noch der Angstschweiß über die
Stirn, wenn sie an die Veröffentlichung von Durchfallquoten denken, die als „politisch inkor-
rekt“ eingestuft werden. Statt Ursachenforschung zu treiben, werden häufig eher Anspruchs-
niveaus heruntergeschraubt, mit fatalen Signalwirkungen auf die heutigen und zukünftigen
Studierenden. Die Diskussion um die Einführung von Studiengebühren erscheint daher oft-
mals wie ein Ablenkungsmanöver. Es soll nämlich davon abgelenkt werden, dass es die
schulischen und die akademischen Leistungen sind, die eine – möglicherweise nicht von
allen erwünschte – Differenzierung unter den Nachfragern nach dem vorhandenen Bildungs-
angebot erzeugt und auch manche von einem bestimmten Angebot auszuschließen vermag.
Vor allem deshalb ist es so wichtig, dass sich die Universitäten ihre eigenen Studierenden
aussuchen können. Diese Autonomie ist mindestens so relevant, wie die eigene Haushalts-
gestaltung. Für Letztere können vorgelagerte Studiengebühren in Verbindung mit einem tief
gestaffelten Stipendienprogramm oder auch nachgelagerte, am späteren beruflichen Erfolg
orientierte Studiengebühren, deren Aufkommen an die Universitäten selbst zu fließen hat,
sehr nützlich sein – allerdings ohne dass sich der Staat Zug um Zug von seinen eigenen
Finanzierungszusagen verabschiedet. 

Eliteuniversitäten? 

Der Ruf nach Eliteuniversitäten, der in den letzten Wochen durch Deutschland hallte, und der
Verweis auf die private Harvard-Universität in den USA mit ihrem Stiftungskapital von rund 
18 Milliarden US-Dollar wirkt reichlich fern von der Realität: Hat nicht die deutsche Wirtschaft
vor knapp zwei Jahren erst mit großem Medienaufwand den Start der „European School of
Management and Technology“ (ESMT) als Eliteuniversität für das Führungspersonal deut-
scher Unternehmen bekannt gegeben und im Mai 2003 gestartet? Das Stiftungskapital von
100 Millionen (!) Euro ist bis heute noch nicht beisammen. Dabei lohnt es sich, einen Blick
auf altbekannte Einrichtungen zu werfen: Das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) hat
gerade erst ein Ranking – vornehmlich staatlicher – deutscher Universitäten veröffentlicht.
Die ersten zehn darunter sind auf vielen Feldern selbst im europäischen Maßstab Spitzenuni-
versitäten, die eine – auch finanzielle – Förderung verdienen. Andere deutsche Hochschulen
könnten ebenfalls zu Spitzenuniversitäten werden. Allerdings nicht, wenn man ihnen bei stei-
genden Studierendenzahlen Mittelkürzungen zumutet und den Hochschulbau beschneidet.

Fazit

Manches, was uns die Politik im Zusammenhang mit Bologna verspricht, etwa die gesteiger-
te Mobilität der Studierenden, funktionierte schon früher, also ohne Bologna, nicht schlecht:
So wuchs die Zahl der ausländischen Studierenden in Deutschland von 1992 bis 2001 be-
reits um über 50 Prozent (Müller-Solger/Hendriks 2003, S. 7). Die internationale Durchläs-
sigkeit zwischen Studiengängen vergleichbarer Qualität kann und sollte durch den Bologna-
Prozess verstärkt werden. Eine ungehemmte nationale Durchlässigkeit zwischen allen mögli-
chen Bildungseinrichtungen wäre dagegen fatal. Sie würde einem „race to the bottom“
gleichkommen, bei dem die Anforderungen und die Qualität der Ausbildung auf der Strecke
bleiben. Mit der Autonomie der Hochschulen bei der Auswahl ihrer Studierenden kann und
muss hier ein wirksames Instrument der Qualitätssicherung dagegen gestellt werden.

Wenn die europäischen Hochschulen den Bologna-Prozess umsetzen sollen, bedürfen sie
eines verlässlichen Finanzrahmens. Nur so ist eine langfristige Hochschulplanung denkbar.
Daher sind die gegenwärtigen, aus der aktuellen Haushaltsmisere, vor allem aber aus der
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diese erzeugenden falschen Wirtschaftspolitik geborenen Etatkürzungsrunden Gift für die
geplante Implementierung der Bologna-Reformen. Weder Deutschland noch andere europäi-
sche Länder brauchen Neugründungen von Eliteuniversitäten. Wieder ein Ablenkungs-
manöver! Vielmehr müssen die Bewegungsspielräume auch der bereits vorhandenen Spitzen-
universitäten und deren Wettbewerb – nicht über Preise, sondern über Inhalte – untereinan-
der vergrößert werden.

Ausschlaggebend für den Erfolg oder Misserfolg von Bachelor und Master wird sein, ob die
Wirtschaft, die Berufsverbände und die öffentlichen Arbeitgeber die Absolventinnen und Ab-
solventen der neuen Studiengänge als vollwertige Akademiker akzeptieren (HIS 2002, Nr. 11,
S. 5). Die Nagelprobe wird dabei beim Bachelor zu machen sein: Ist er wirklich in der Lage,
den Studienabgängern wie vorgesehen als erster berufsqualifizierender Abschluss „em-
ployability“, also Beschäftigungsfähigkeit zu verschaffen? Dazu müsste sich die Wirtschafts-
politik allerdings endlich darauf verständigen, die halbherzig begonnenen notwendigen Re-
formen am Arbeitsmarkt, der sozialen Sicherungswerke und des Steuersystems rigoros zu
Ende zu führen. Es wäre eine Ironie des Schicksals, wenn die neuen akademischen Ab-
schlüsse ausgerechnet an der fehlenden Reformfähigkeit außerhalb des Bildungssektors
scheitern würden. 

Ein einheitlicher europäischer Hochschulraum ist wünschenswert, allerdings gilt es die Ein-
heitlichkeit in Vielfalt zu gestalten. Der Wettbewerb darf sich nicht ausschließlich unter dem
politisch abgesegneten Dach von BA und MA abspielen. Das belegen auch die zehn Thesen
der Kultusministerkonferenz vom 10. Juni 2003, die mit dem Satz enden: „Jedoch können
wichtige Gründe für eine Beibehaltung der bewährten Diplomabschlüsse auch über das Jahr
2010 hinaus sprechen“. 
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Axel Zweck und Sabine Korte
Coopetition
Rezept für ein erfolgreiches Netzwerkmanagement

Für eine fundierte Entscheidungsfindung ist die Politik auf wissenschaftliche Beratung
angewiesen. Die vielfältigen und komplexen Anforderungen an eine solche Beratung
können im Besonderen von Netzwerken bewältigt werden, denn sie verbinden breite
Fachkompetenz, Interdisziplinarität, verschiedene Herangehensweisen und Kulturen
sowie länderspezifisches Wissen. Durch ein effektives Netzwerkmanagement können An-
fragen verschiedener Tiefe und Zeit in hoher Qualität bearbeitet werden. Die praktische
Umsetzung des Coopetition-Konzeptes – einer Verbindung der Vorzüge aus Kooperation
und Wettbewerb – ermöglicht das geforderte effektive Management. Netzwerkmitglieder
konkurrieren um die Vergabe von Aufgaben und Finanzmitteln und ergänzen sich bei der
Bearbeitung. So kann eine hohe Motivation der Mitglieder, hohe Qualität der Produkte
sowie eine leistungsabhängige Bezahlung erzielt und erhalten werden.

Die Anforderungen an die Ergebnisse wissenschaftlicher Beratung werden komplexer und
wachsen bezüglich der Menge zu berücksichtigender Daten und Informationen stetig an.
Diese vielfältigen und komplexen Anforderungen können nur noch selten von einzelnen Per-
sonen oder Institutionen bewältigt werden. Ein geeigneter Lösungsansatz sind Beratungs-
netzwerke. Sie verbinden tiefgehende Fachkenntnisse auf Einzelgebieten mit notwendiger
Vielfalt, Interdisziplinarität, verschiedenen Herangehensweisen und Kulturen sowie regiona-
lem beziehungsweise länderspezifischem Wissen. Durch die geeignete Organisation und ein
effektives Management derartiger Netzwerke können angefragte Themen zügig und trotzdem
fundiert bearbeitet werden. Von besonderer Bedeutung ist hierbei ein breites Bearbeitungs-
spektrum, das von schnellen Reaktionen auf kurzfristig und oberflächlich zu beantwortende
Fragestellungen bis zu zeitlich weniger beschränkten aber entsprechend analytisch fundier-
teren Analysen reicht. 

Die sich aus dieser Einsicht ergebende Kernfrage für die Praxis ist: Wie gelingt es, die be-
sondere Qualität einzelner Beratungsinstitutionen oder -personen so zu bündeln, dass zwar
eine umfassende und synergiebildende Kooperation möglich ist, aber auf langfristig moti-
vationssichernde Wettbewerbsmechanismen nicht verzichtet werden muss? Der Verzicht
auf Wettbewerbsmechanismen birgt die Gefahr des Etablierens fest gefügter Strukturen
ohne mess- und durchsetzbare Erfolgs- und Leistungskriterien und mündet letztlich oft in
einer Verteilung verfügbarer Ressourcen nach dem Gießkannenprinzip. Dies erscheint auf
den ersten Blick als eine paradoxe Forderung: Beratung auf Basis von Wettbewerb und Kon-
kurrenz bei gleichzeitiger Kooperation der beratenden Akteure. Ein Lösungsansatz bietet das
Konzept der Coopetition, einer Verknüpfung der Qualitäten aus Kooperation (cooperation)
und Wettbewerb (competition). Anhand der Darstellung eines länderübergreifenden eu-
ropäischen Beratungsnetzwerkes soll hier deutlich gemacht werden, wie dies in der Praxis
erfolgreich realisiert werden kann. 
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B E R A T U N G

Nicht jeder Wettbewerb verlangt harte Bandagen. Im
richtigen Maß schützt er vor verkrusteten Strukturen
und schafft die Basis für Reformen.

Foto: David Ausserhofer
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Konzept der Coopetition: Wertenetz zur Veranschaulichung

Das Konzept der Coopetition (Nalebuff/Brandenburger 1996) zielt auf die Schaffung von
Mehrwert, an dem alle Beteiligten partizipieren. Abgeleitet aus der Spieltheorie (Myerson
1991 und Dixit/Nalebuff 1995), wird dieses Modell durch ein Wertenetz veranschaulicht. Ab-
bildung 1 zeigt dieses Wertenetz. Es beschreibt das Umfeld, in dem ein Unternehmen seinen
Mehrwert erzielen kann.

Entlang der vertikalen Dimension befinden sich Kunden und Lieferanten des Unternehmens,
die symmetrische Rollen spielen, und entlang der horizontalen Dimension Konkurrenten und
Komplementoren, die spiegelbildliche Rollen einnehmen. Entscheidend ist, dass keiner der
Beteiligten auf eine Rolle fixiert ist. Jeder kann seine Rolle ständig wechseln: Lieferanten
oder Kunden können zu Konkurrenten werden oder Konkurrenten können sich ergänzen. Un-
ternehmen können auch gleichzeitig Komplementoren (bei der Schaffung von Märkten) und
Konkurrenten (bei der Aufteilung der Märkte) sein. Ein Beispiel dafür ist die Ansammlung
gleichartiger Geschäfte in derselben Straße (zum Beispiel Schmuckgeschäfte, Antiquitäten-
geschäfte, Banken, etc.). Natürlich konkurrieren diese Geschäfte um Kunden, aber gleichzei-
tig ergänzen sie sich. Der Besuch einer Einkaufszone lohnt sich für Auswärtige eher, wenn es
dort viele Geschäfte gibt. Die Nähe gleichartiger Geschäfte ermöglicht dem Kunden Preis
und Qualität einfach zu vergleichen und eventuelle Ergänzungen zu Produkten zu finden. 

ESTO – ein europäisches Beratungsnetzwerk

Am Beispiel des ESTO-Netzwerkes (European Science and Technology Observatory) soll nun
die praktische Umsetzung der oben dargelegten Theorie dargestellt werden. ESTO ist ein eu-
ropäisches Beratungsnetzwerk, das im Auftrag des Institute for Prospective Technological
Studies (IPTS) des EU Joint Research Centre (JRC) arbeitet. Die Mission von ESTO ist es,
die Wissensbasis des JRC-IPTS an zukunftsorientierten wissenschaftlich-technischen Ent-
wicklungen zu erweitern und auszubauen. Im Rahmen dieser Mission unterstützt ESTO sei-
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Abb. 1: Wertenetz nach Nalebuff und Brandenburger
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nen Auftraggeber bei der Beratung europäischer Entscheidungsträger in einer Vielzahl ver-
schiedener Fragestellungen. Ziel von ESTO ist das Beobachten und frühzeitige Erkennen von
wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, Trends sowie Ereignissen sozio-
ökonomischer Relevanz, die potenziell Aktionen der europäischen Politik erfordern. Die Stär-
ke von ESTO liegt also in der zukunftsorientierten Analyse von wissenschaftlichen und
technologischen Änderungen, die Einfluss auf die europäische Wirtschaft, Gesellschaft und
Politik haben, sowie im Erarbeiten daraus resultierender Handlungsoptionen. 

Hauptauftraggeber von ESTO sind, wie bereits erwähnt, das IPTS und durch seinen Bera-
tungsauftrag natürlich auch dessen Auftraggeber, nämlich die Europäische Kommission, das
Europäische Parlament sowie politische Entscheidungsträger nationaler Mitgliedsstaaten.
Das Netzwerk besteht aus 20 Mitgliedern aus 14 Ländern, die in einem öffentlichen Aus-
schreibungsverfahren (Korte/Zweck 2003) einen Rahmenvertrag mit festem Finanzvolumen
gewonnen haben, und etwa 30 angegliederten Mitgliedern unterschiedlicher Mission, so ge-
nannten „Associated and Affiliated ESTO Members“ (ESTO Membership Information). Das
Netzwerk wird von einem Führungsgremium, dem Executive Committee (ExCo) geleitet, das
alle Entscheidungen bezüglich Strategie, Budgetverteilung, Qualität und dergleichen trifft.
Zur Darstellung der Vielfalt der bearbeiteten Themen seien hier einige Beispiele genannt:
„Strategic Management of Sustainable Transport Innovations“, „Science and Governance:
Describing and Typifying the Scientific Advice Structure in the Policy Making Process – a
Multi-National Study” und „Prospects for the Third-Generation Mobile Systems“ (ESTO Re-
ports).

Realisierung des Coopetition-Konzeptes auf Arbeitsebene

Wie die Umsetzung des Coopetition-Konzeptes in der ESTO-Netzwerkorganisation greift,
kann anhand der Ausführung konkreter Aufgaben betrachtet werden. Laut Wertenetz sind
dabei alle ESTO-Mitglieder sowohl Konkurrenten als auch Komplementoren/Kooperateure.
Bei jeder Aufgabe konkurrieren die Mitglieder um die zur Verfügung stehenden Mittel und er-
gänzen sich beziehungsweise kooperieren in der Bearbeitung dieser Aufgaben. Die Koopera-
tion verschiedener Mitglieder schafft einen Mehrwert gegenüber der Bearbeitung durch eine
einzelne Organisation. Durch die Zusammenarbeit entstehen Synergieeffekte, Expertisen
werden ergänzt und die verschiedenen Organisationen können zu einem bestimmten Thema
nationale Aspekte beziehungsweise Hintergrundinformationen einfließen lassen.

Der prinzipielle Arbeitsprozess (variiert im Detail entsprechend der verschiedenen Aufgaben-
stellungen) ist in Abbildung 2 dargestellt und wie folgt organisiert: Der Auftraggeber schreibt
eine konkrete Fragestellung in Absprache mit dem ExCo aus. Im Prinzip können auch The-
menvorschläge von den Netzwerkmitgliedern eingebracht werden. In der Praxis ist dies al-
lerdings selten. Die Ausschreibung beinhaltet die Aufgabenstellung, die für das Thema nutz-
baren Ressourcen sowie den Rahmen und den Hintergrund des Projektes. Ressourcen wer-
den in Ermangelung geeigneter Verfahren in einem konstanten, für alle Mitglieder gleich
hohen Personentagessatz berechnet. 

Die Ausschreibung wird an alle ESTO-Mitglieder verschickt, die sich im nächsten Schritt um
die Durchführung des Projektes – unter Nennung ihrer Erfahrungen und Expertisen zum
ausgewählten Thema – bewerben. Ferner können auch Vorschläge, die skizzieren, wie und
mit welchen Schwerpunkten das Thema aus ihrer Sicht optimal bearbeitet werden könnte,
eingereicht werden. Aus den eingegangenen Bewerbungen wird dann das Projektteam zu-
sammengestellt, wobei ein Partner als Projektmanager benannt wird. Dieses Projektteam be-
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Kooperation
Wettbewerb
Netzwerkmanagement
strategische Beratung
Beratungsnetzwerk

summary
Policy-makers need scientific 
advice for informed decisions. 
Advisory networks could meet the 
varied and complex requirements 
for such advice. By implementing 
the co-opetition-concept – a 
combination of the advantages of 
co-operation and competition – it 
is possible to achieve an effective 
network management which 
ensures high quality products, 
high motivation of the network 
members and a performance-
based payment.
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steht in der Regel aus vier bis fünf Organisationen. Es erarbeitet unter der Führung des Pro-
jektmanagers in Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber einen Implementierungsplan, der
eine inhaltliche Beschreibung der Herangehensweise zur Bewältigung des Themas, einen de-
taillierten Zeitplan, den Prozessablauf und den Ressourcenverteilungsplan mit Arbeitspake-
ten und beteiligten Projektpartnern sowie eine exakte Beschreibung erwarteter Ergebnisse
enthält. Das ExCo prüft und akzeptiert den eingereichten Implementierungsplan. Danach er-
folgt dann die Bearbeitung des Themas durch das Projektteam. Im Allgemeinen werden die
Projekte, je nach Aufgabenstellung, in einem Zeitraum von 6 bis 12 Monaten durchgeführt.
Hierbei arbeiten die Projektpartner, der Projektmanager und der Auftraggeber in enger Ko-
operation. Wie bereits erwähnt, wird durch die Kooperation verschiedener Organisationen
ein Mehrwert erzielt. So können neben Synergieeffekten und fachlicher Ergänzung, länder-
spezifisches Wissen, Sprachkenntnisse für die Recherche von Daten, Publikationen oder die
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Abb. 2: Allgemeiner Arbeitsprozess des ESTO-Netzwerkes

Das Netzwerk ist so organisiert, 
dass seine Mitglieder während 
der Laufzeit des Rahmenvertrages
mit ihren Ideen, Kompetenzen 
und Erfahrungen um die Um-
setzung beziehungsweise Durch-
führung der gestellten Aufgaben 
konkurrieren, die dann aber in 
Zusammenarbeit von verschie-
denen Organisationen bearbeitet 
werden. Es gibt also einen 
stetigen Wechsel zwischen 
Wettbewerb und Kooperation.
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Durchführung von Interviews, nationale Hintergrundinformationen, etc. in das Projekt einge-
bracht werden. Die Ergebnisse werden dem ExCo in einem Schlussbericht vorgelegt und
nach qualitätssichernder Prüfung freigegeben. Nach Genehmigung des Projektes erfolgt die
Bezahlung der einzelnen Projektpartner durch den Administrator. 

Dieser Arbeitsablauf ist langsam gewachsen und im Laufe der Zeit wurden Arbeitsweise und
Struktur immer wieder überprüft und den wechselnden äußeren Bedingungen angepasst. Es
hat sich ein etablierter Projektmanagementprozess entwickelt, der in einem Leitfaden detail-
liert und mit Beispielen unterlegt beschrieben wird (Korte/Moncada-Paternò-Castello 2003).

Fazit

ESTO hat sich im Laufe der Jahre zu einem erfolgreichen Beratungsnetzwerk mit etablierten
Arbeitsprozessen und Managementstruktur entwickelt und genießt hohe Kundenzufrieden-
heit. Die Stärken von ESTO sind neben den inhaltlichen Aspekten wie breite Themen- und
Methodenkompetenz, umfassende Länderperspektiven und hohe Qualitätsstandards, vor
allem Flexibilität und das zeitnahe Bearbeiten von Anfragen. Dies ist unter anderem auf die
praktische Umsetzung des Coopetition-Gedankens in den Arbeitsprozess zurückzuführen.
Das Netzwerk ist so organisiert, dass seine Mitglieder während der Laufzeit des Rahmenver-
trages mit ihren Ideen, Kompetenzen und Erfahrungen um die Umsetzung beziehungsweise
Durchführung der gestellten Aufgaben konkurrieren, die dann aber in Zusammenarbeit von
verschiedenen Organisationen bearbeitet werden. Es gibt also einen stetigen Wechsel zwi-
schen Wettbewerb und Kooperation.

Damit das Coopetition-Konzept funktionieren kann, muss – laut Wertenetz von Nalebuff und
Brandenburger – sichergestellt werden, dass alle Mitglieder sowohl Konkurrent und Koope-
rateur sein können und dies auch bleiben. Es ist also eine Bevorzugung bestimmter Organi-
sationen beziehungsweise die Bildung bestimmter Gruppen (oder auch Subnetze) zu vermei-
den. Die Auswahl der Projektpartner muss daher transparent und nach möglichst objektiven
Kriterien erfolgen. Um dies sicher zu stellen, wurde hierfür ein Evaluierungsverfahren ent-
wickelt. Das beschriebene Coopetition-Modell ist nach geeigneter Anpassung auch auf ande-
re Netzwerke und Aufgabenstellungen übertragbar. Dabei darf nicht übersehen werden, dass
Netzwerke als solches kein Selbstzweck sein können. Voraussetzung für erfolgreiche Netz-
werke sind klare Ziele und Finanzmittel, die das beschriebene Etablieren interner Wettbe-
werbsstrukturen ermöglichen. So kann eine gleichbleibend hohe Motivation der Mitglieder,
hohe Qualität der Produkte und Dienstleistungen sowie eine leistungsabhängige Bezahlung
erzielt und gewährleistet werden.
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Jörg Botti und Carsten Junga
Fit für den Wandel
Strategieentwicklung und -umsetzung in der Wissenschaft

Das Wissenschaftssystem steht gegenwärtig vielfältigen Herausforderungen gegenüber:
Neben der Ressourcenknappheit der öffentlichen Hand mit sich verändernden Finanzierungs-
bedingungen und -strukturen sind vor allem ein zunehmender Wettbewerb zwischen den Ein-
richtungen sowie veränderte Anforderungen von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zu nen-
nen. Für die Bewältigung der Herausforderungen ist eine klare strategische Ausrichtung der
Wissenschaftseinrichtungen von wesentlicher Bedeutung. Die Strategie jedoch nicht nur zu
formulieren, sondern erfolgreich in konkrete Maßnahmenprogramme und Veränderungspro-
zesse umzusetzen, ist von entscheidender Bedeutung. Durch eine wissenschaftsadäquate,
systematische und umsetzungsorientierte Strategie können Hochschulen und Wissen-
schaftseinrichtungen die Herausforderungen des Wandels bewältigen.

Die externen und internen Rahmenbedingungen für Wissenschaftseinrichtungen und Hochschu-
len haben sich in den letzten Jahren kontinuierlich verändert. Dabei lassen sich hauptsächlich die
folgenden Entwicklungen beschreiben.

Zunehmender Wettbewerb

Ein zunehmender Wettbewerb kann in vielfältigen Bereichen des Wissenschaftssystems beo-
bachtet werden: Wissenschaft findet schon lange nicht mehr nur im nationalen Kontext statt,
sondern muss international wettbewerbsfähig sein. Der Wettbewerb der Universitäten und Wis-
senschaftseinrichtungen um die besten Köpfe sowohl auf Seiten der Wissenschaftler als auch
auf Seiten der Studierenden ist längst entbrannt. Die staatliche Hochschulsteuerung weist eine
zunehmend leistungsorientierte, indikatorenbasierte Mittelverteilung auf, über eine programmori-
entierte Finanzierung von Wissenschaftseinrichtungen wird der Wettbewerb zwischen Forscher-
gruppen forciert (Dzwonnek 2002). Wissenschaftseinrichtungen und Hochschulen brauchen
daher eine klare Fokussierung, um im Wettbewerb zu bestehen. Es müssen Schwerpunkte ge-
setzt und ein eigenes Profil ausgebildet werden. Darüber hinaus bedarf es einer stärkeren Leis-
tungsorientierung der internen Steuerungssysteme analog zur staatlichen Hochschulsteuerung
bis auf die Ebene der Institute und Arbeitskreise. 

Knappe Ressourcen

Die Finanzknappheit der öffentlichen Hand führt zu massiven Kürzungen im Wissenschaftsbe-
reich. Konsequentes Kosten- und Prozessmanagement, das heißt die Identifizierung von Optimie-
rungspotenzialen innerhalb der Organisation, ist eine Möglichkeit, darauf zu reagieren. Darüber
hinaus bedarf es einer Ausweitung der Finanzierungsquellen, zum Beispiel durch zunehmende
Drittmitteleinwerbungen. Dies wird nur dann gelingen, wenn ein klares Forschungsprofil vorliegt,
das im Wettbewerb um begrenzte Drittmittelressourcen und Studierende wahrnehmbar ist. 

F O R S C H U N G S R A U M

Strategien nützen nichts, wenn sie Theorie bleiben.
Forschungseinrichtungen und Hochschulen müssen
die Umsetzung ihrer Strategien kontinuierlich prüfen
und dem „Spielverlauf“ anpassen.

Foto: Böll & Fischer GbR
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Deregulierung

Der Staat zieht sich zunehmend aus der detaillierten Wissenschaftssteuerung zurück. Auch wenn
die Diskussion um eine globale Wissenschaftssteuerung teilweise noch am Anfang steht, zeigt
sich ein deutlicher Deregulierungstrend: Die Diskussion um Globalbudgets sowie eine stärkere
Fokussierung staatlicher Hochschulsteuerung zu globalen Zielvereinbarungen sind hier beispiel-
haft zu nennen (Schimank 2002, S. 7, Müller-Böling 2000, S.31 ff.).

Delegation von Verantwortung und globale Steuerungsansätze durch den Staat erfordern, dass
Transparenz hergestellt wird, wie Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen die neu gewon-
nene Freiheit nutzen. Im Idealfall beschränkt sich der Staat auf politisch/strategische Zielvorga-
ben, die durch die jeweilige Einrichtung im Sinne der Profilierung konkretisiert werden. Der Weg
zur Zielerreichung liegt demnach in der Freiheit der Organisation. Diesen Weg zu beschreiben, ist
Gegenstand der Strategie der jeweiligen Einrichtung. Strategie heißt in diesem Fall, Legitimation
herzustellen nach außen (gegenüber Staat und Gesellschaft), aber auch nach innen (gegenüber
den eigenen Mitarbeitern). Hier zeigt sich die Motivationsfunktion von Zielen und Strategien zur
Vermittlung von Orientierung und Sinn in Organisationen.

Ein integriertes Steuerungssystem für Wissenschaftseinrichtungen

Die Bedeutung der strategischen Ausrichtung für die Steuerung von Wissenschaftseinrichtungen
und Hochschulen zeigt sich darin, dass einzelne Steuerungsinstrumente nicht unverbunden ne-
beneinander stehen, sondern ein vernetztes Ganzes bilden. Innerhalb dieses Systems existieren
verschiedene Steuerungsebenen (Abbildung 1).

Die Ausgestaltung des Steuerungssystems einer Wissenschaftseinrichtung vollzieht sich unter
Berücksichtigung der Zielvorgaben aus der Politik. Diese geben gleichsam die „Leitplanken“ vor,
in deren Rahmen die Wissenschaftseinrichtung Ihre Schwerpunkte und langfristigen Entwick-
lungslinien definieren muss. Dabei bestimmt die strategische Ausrichtung die Ausgestaltung der
weiteren Steuerungsinstrumente. Verfolgt beispielsweise eine Einrichtung die Bildung von For-
schungsschwerpunkten als ein zentrales strategisches Ziel, so sind die verschiedenen Bestand-
teile des Steuerungssystems daraufhin auszurichten. Dies betrifft beispielsweise die Gestaltung
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Abb. 1: Steuerungssystem in der Wissenschaft
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von Mittelverteilungsmodellen, die Definition der erfolgskritischen Prozesse oder die Ausrich-
tung des Informationssystems. Dieses muss den strategischen und operativen Steuerungsanfor-
derungen angepasst werden, da sich hier häufig Wechselwirkungen mit den strategischen Ziel-
setzungen, den Indikatoren des Mittelverteilungsmodells oder der Ausgestaltung der Kosten-
und Leistungsrechnung (KLR) ergeben.

Die richtungsgebende Bedeutung der Strategie für die Ausgestaltung des Steuerungssystems
einer Organisation erfordert es, an ihre Entwicklung und Umsetzung qualitative Mindestanforde-
rungen zu stellen. Diese sind im Rahmen eines entsprechenden Prozesses zu realisieren, der im
Folgenden – unterstützt durch konkrete Projekterfahrungen – beschrieben wird.

Gestaltungsanforderungen für Strategieentwicklungsprozesse 

Strategie heißt, die langfristigen Ziele und Entwicklungslinien von Organisationen festzulegen.
Prioritäten, aber auch Posterioritäten müssen definiert werden (Strategie bedeutet auch zu
sagen, was eine Organisation nicht oder nicht mehr tun will!). Dadurch entsteht ein eigenständi-
ges, von anderen Organisationen abgrenzbares Profil. „Competitive strategy is about being diffe-
rent“ (Porter 1996, S. 63). Bei der Strategieentwicklung im Wissenschaftsbereich bedarf es der
Berücksichtigung einiger Spezifika, die nicht die Sinnhaftigkeit der Strategieentwicklung generell
in Frage stellen, sich jedoch auf die Prozessgestaltung nachhaltig auswirken:

�   Breite Einbeziehung der dezentralen Einheiten und Freiheitsgrade in der 
Umsetzung sind unerlässlich.

Wissenschaftseinrichtungen und insbesondere Hochschulen weisen als Folge des Freiheitspos-
tulats des Grundgesetzes ein konsensorientiertes Führungsmodell mit hohen Freiheitsgraden
der dezentralen Organisationseinheiten auf. Das führt dazu, dass ein deutlich heterogeneres
Zielsystem als in Unternehmen der Privatwirtschaft vorherrscht, wo Zielkonflikte zumindest zum
Teil hierarchisch auflösbar sind. Im Gegensatz zur Privatwirtschaft stellen finanzielle Ziele nicht
das Oberziel dar, an denen sich alle anderen Aktivitäten ausrichten, sondern bilden „lediglich“
eine Rahmenbedingung für das Handeln der Organisation. Das Oberziel in der Wissenschaft ist
die Erfüllung des jeweiligen öffentlichen Auftrags. Das Marktmodell als zentrales Regulativ gilt
für den Wissenschaftsbereich nur eingeschränkt.

Für den Strategieprozess bedeutet dies einerseits, dass er der breiten Einbeziehung und Abstim-
mung innerhalb der Organisation bedarf. Andererseits erfordert es einen deutlichen Führungsan-
spruch der Leitungsebene. Sie muss die Entwicklungslinien für die Organisation als Ganzes erar-
beiten und im konsensorientierten Führungsmodell argumentativ vertreten (zur Notwendigkeit
der Hierarchie in der Hochschulsteuerung, vgl. Schimank 2002, S. 6). Neben diesem Führungs-
anspruch bedarf es hoher Freiheitsgrade für die einzelnen Organisationseinheiten bei der Um-
setzung der Strategie, um ihren spezifischen Rahmenbedingungen gerecht zu werden. Dies er-
gibt sich aus den heterogenen Ausgangsbedingungen und Zielsetzungen der einzelnen Einheiten.
So mag das strategische Ziel der Internationalisierung beispielsweise für eine Universität oder
eine außeruniversitäre Forschungseinrichtung im Ganzen relevant sein. Für einzelne Fachberei-
che oder Institute wird dies aber wahrscheinlich differenzierter zu betrachten sein, da sich unter-
schiedliche Handlungsnotwendigkeiten und Prioritäten ergeben. So wird in der Medizin vermut-
lich stärker im internationalen Kontext agiert, als das in der Germanistik der Fall ist. Im Rahmen
der Umsetzung der Gesamtstrategie einer Wissenschaftseinrichtung werden dezentrale Einheiten
daher unterschiedliche, auf ihre spezielle Situation zugeschnittene Schwerpunktsetzungen und
Akzentuierungen bei der Formulierung ihres strategischen Maßnahmenprogramms wählen. 

summary
The universities and scientific 
institutions face at present 
various challenges. Beside the 
lack of resources of the public 
system with changing financing 
conditions and structures are 
above all an increasing 
competition between the 
institutions as well. For the 
accomplishment of the challenges 
is a clear strategic adjustment of 
the scientific institutions of 
substantial importance. The 
strategy however not only to 
formulate but to transform 
successfully in concrete 
measured programs and change 
processes is of substantial 
importance. The article points out 
how universities and scientific 
institutions can master the 
challenges of the change by 
implementing an systematic and 
science-adequate strategic 
management by using the 
instrument of the balanced 
scorecard.
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Konkretisierung von Vision und Leitbild

Die Übersicht in Abbildung 2 zeigt den möglichen Ablauf eines Strategienentwicklungs- und -um-
setzungsprozesses in der Wissenschaft. In der ersten Phase sind die strategischen Grundlagen
der Organisation zu erarbeiten. Es sind unter breiter Beteiligung der Fachbereiche und Institute
die langfristigen Entwicklungslinien der Organisation zu erarbeiten sowie die Ist-Situation zu
analysieren.

Konkret sind in dieser Phase folgende Fragen zu beantworten:

�   Welchen langfristigen Zielzustand strebt die Organisation in einem Zeithorizont von 10 
bis 15 Jahren an (Leitbild, Vision)?

�   Wo steht die Organisation heute? Welche spezifischen Stärken und Schwächen weist sie
auf? Welche Chancen und Risiken liegen in der Entwicklung des Umfelds? 

In der zweiten Phase wird die Strategie erarbeitet, die die Organisation verfolgen will, um den in
der Vision beschriebenen langfristigen Zielzustand zu erreichen. In dieser Phase steht die folgen-
de Frage im Mittelpunkt:

�   Welche konkreten Schritte müssen in den nächsten drei bis fünf Jahren durchgeführt wer-
den, um sich ausgehend von der heutigen Situation dem langfristigen Zielzustand anzu-
nähern (strategische Ziele, Messgrößen und Maßnahmen)?

Balanced Scorecard als Methode zur Strategieentwicklung

Für die stringente Gestaltung eines solchen Prozesses bietet es sich an, die Methodik der Balanced
Scorecard einzusetzen (Horváth & Partner 2001, Horváth 1996, Kaplan/Norton 1997). Dabei
handelt es sich um ein Instrument zur Strategiekonkretisierung mit einer hohen Umsetzungsrele-
vanz. Wie sich in den letzten Jahren gezeigt hat, ist die Balanced Scorecard aufgrund ihrer Flexi-
bilität und Ausgewogenheit hervorragend geeignet, um die Strategieentwicklung und -umset-
zung in öffentlichen oder Non-profit-Organisationen, wie beispielsweise Wissenschaftseinrich-
tungen, zu strukturieren. Das Grundprinzip der Balanced Scorecard (BSC) besteht darin, die stra-
tegische Ausrichtung der Hochschule oder der Forschungseinrichtung schrittweise zu konkreti-
sieren und in Maßnahmen zu überführen.

Dies geschieht durch die Ableitung strategischer Ziele. Diese werden so konkret formuliert,
dass aus ihnen das Handlungsfeld und die gewünschte Veränderungsrichtung erkennbar ist
(zum Beispiel „Industriekooperationen ausbauen“). Um eine zu starke Gewichtung etwa der fi-
nanziellen Aspekte zu vermeiden, werden die Ziele Perspektiven zugeordnet, zwischen denen
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Abb. 2: Ablauf eines Strategieprozesses in der Wissenschaft
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eine Ausgewogenheit („Balance“) angestrebt wird. Bewährt hat sich die Unterscheidung von fünf
Perspektiven (Leistungsauftrag, Finanzen, Prozesse, Dienstleistung/Kunde, Potenziale). 

Einen Überblick über den möglichen Aufbau einer Balanced Scorecard gibt die Abbildung 3. Die
konkrete Ausgestaltung für die jeweilige Organisation wird zu Beginn des Prozesses festgelegt:

Konkretisierung der Strategischen Ziel durch Messgrößen und Maßnahmen

Im Anschluss an die Zielableitung werden Messgrößen definiert, die als Indikator zur Zielerrei-
chung dienen. In diesem Zusammenhang lässt sich eine zentrale Funktion der Balanced Score-
card beschreiben, nämlich die der Fokussierung der Führung auf die strategisch relevanten
Steuerungsinformationen. Abstrakte Kennzahlenkataloge erweisen sich für die Steuerung von
Organisationen als wenig zielführend, da Kennzahlen erst vor dem Hintergrund eines strategi-
schen Zielbezugs eine Steuerungsrelevanz entfalten. Genau diese Verbindung stellt die Balanced
Scorecard her. Für das Ziel „Internationalisierung ausbauen“ könnten als Messgröße beispiels-
weise die Anzahl der „Outgoings“, die Anzahl ausländischer Gastwissenschaftler, die Anzahl aus-
ländischer Forschungskooperationen oder Ähnliches gewählt werden, je nachdem, wo man den
Schwerpunkt im Rahmen der Internationalisierungsstrategie setzen will.

Anhand der ausgewählten Messgrößen werden die einzelnen strategischen Ziele der BSC weiter
konkretisiert. Dies geschieht, indem für die jeweiligen Messgrößen in die Zukunft gerichtete Ziel-
werte definiert werden. Diese Zielwerte beschreiben in einem höchstmöglichen Maß, wie die
Zielerreichung konkret aussehen soll. Den abschließenden Schritt in der Umsetzung der Strategie
mit Hilfe der Balanced Scorecard bildet die Definition von Maßnahmen. Hierbei gilt es, solche
Maßnahmen auszuwählen, die geeignet sind, die Erreichung der strategischen Ziele zu unterstüt-
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zen. In der Gesamtsicht entsteht auf diese Weise ein aus der Strategie abgeleitetes strategisches
Arbeitsprogramm der Wissenschaftseinrichtung. So könnten beispielsweise der Ausbau interna-
tionaler Hochschulkooperationen, der Ausbau fremdsprachlicher Curricula oder andere Maßnah-
men geeignet sein, die Internationalisierung voranzutreiben.

Mit Hilfe der vorgestellten Konkretisierungsschritte wird das strategische Ziel „Internationalisie-
rung“ zunehmend schärfer gefasst. Die Abbildung 4 stellt die einzelnen Konkretisierungsschritte
am Beispiel des strategischen Ziels „Forschungsförderung ausbauen“ dar.

Rückkopplung/Abstimmung der Strategie

Die Ergebnisse des Strategieprozesses müssen durch eine geeignete Vorgehensweise einer or-
ganisationsweiten Diskussion zugeführt werden. Dabei muss der Führungsanspruch der Hoch-
schulleitung deutlich werden, die die strategische Zielsetzung argumentativ vertreten muss. Erst
dadurch lässt sich sicherstellen, dass die Strategie Akzeptanz in der Gesamtorganisation findet
und somit eine wirkliche Relevanz für die zukünftige Entwicklung ausbildet. 

Umsetzung der Strategie 

Als Ergebnis des Strategieprozesses liegt ein Maßnahmenkatalog vor, der hinsichtlich der für die
Umsetzung benötigten finanziellen und personellen Ressourcen bewertet und priorisiert wird.
Das heißt, es werden lediglich Maßnahmen verabschiedet, die auch umsetzbar sind.

Zur Umsetzung der Strategie sind die erarbeiteten Ergebnisse in die Steuerungsprozesse der Or-
ganisation zu integrieren. Es ist ein kontinuierlicher Planungsprozess zu implementieren, der eine
Verfolgung und regelmäßige Überprüfung der Strategie ermöglicht. 
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Abb. 4: Prozess der Konkretisierung im Rahmen der Strategieentwicklung
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Mittels eines Zielvereinbarungsprozesses sind die Beiträge der einzelnen Fachbereiche/Institute
bei der Umsetzung der Strategie zu erarbeiten und verbindlich festzuschreiben. Auf diese Weise
resultiert aus dem vorgestellten Prozess ein umfassender Entwicklungsplan der Wissen-
schaftseinrichtung beziehungsweise der Hochschule. Es gelingt mittels des beschriebenen Pro-
zesses, die dezentralen organisatorischen Einheiten (Fachbereiche/Institute) konsistent am stra-
tegischen Zielsystem der Gesamtorganisation auszurichten.

Fazit: Strategieentwicklung und -umsetzung in der Wissenschaft

Wie Erfahrungen aus unterschiedlichen Wissenschaftseinrichtungen und Diskussionen mit Wis-
senschaftsmanagern zeigen, wird das Thema Strategie und deren Umsetzung vor dem Hinter-
grund der sich verändernden Rahmenbedingungen immer drängender. Was in der Praxis oft
noch fehlt, ist ein pragmatisches und theoretisch fundiertes Vorgehenskonzept. Das geschilderte
Vorgehensmodell kann dafür als Beispiel dienen. Für seine Anwendung im wissenschaftlichen
Kontext haben sich in der praktischen Anwendung einige Aspekte als wichtige Erfolgsfaktoren
herausgestellt.

Auch wenn Strategie ein Thema ist, das vom Top-Management einer Wissenschaftseinrichtung
initiiert, vorangetrieben oder weiterentwickelt werden muss, tangiert strategisches Denken und
Handeln zugleich die Gesamtorganisation. Für den Wissenschaftsmanager bedeutet dies, die für
die Weiterentwicklung und Veränderung der Organisation wichtigen Schlüsselpersonen (Vorden-
ker, Experten, Entscheider, Meinungsmacher, Mitarbeitervertreter) aktiv in den Strategieprozess
einzubinden, um eine möglichst breite Beteiligung und Akzeptanz der Ergebnisse sicherzustellen.
Eine kontinuierliche Prozessbegleitung und ein professionelles Projektmanagement sichern den
Erfolg des Strategieentwicklungsprozesses.

Von großer Bedeutung für eine nachhaltige Implementierung ist es, die Umsetzung der Strategie
kontinuierlich zu überprüfen. So ist regelmäßig zu verfolgen, inwieweit die zur Überwachung der
strategischen Zielerreichung festgelegten Messgrößen- und Indikatorenwerte erreicht werden.
Ein durch ein Projektmanagement zu organisierendes Maßnahmencontrolling sollte die Umset-
zung der verabschiedeten Maßnahmen absichern. Ebenso sind die operativen Steuerungssysteme
auf ihre Strategiekonsistenz hin zu überprüfen (zum Beispiel Budgetierung, Kosten- und Leis-
tungsrechnung, Berichtssysteme).

Nicht zuletzt ist auch die Strategie selbst, vor dem Hintergrund sich ständig verändernder Rah-
menbedingungen regelmäßig auf den Prüfstand zu stellen und gegebenenfalls anzupassen. Diese
vielschichtigen Aufgaben sind jedoch gerade in größeren Wissenschaftseinrichtungen nur dann
leistbar, wenn in der Organisation eine institutionalisierte Verantwortung für die strategische Ent-
wicklungsplanung eingerichtet wird, die Aufgaben wie strategische Analysen, Ausarbeitung und
Bewertung von Strategiealternativen, Koordination des strategischen Planungsprozesses und die
kontinuierliche strategische Weiterentwicklung der Einrichtung übernimmt.

Kontakt:
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Horváth & Partner GmbH
Kaiser-Wilhelm-Ring 14
D-40545 Düsseldorf
Tel.: +49-(0)2 11/57 79 08-0
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W I S S E N S C H A F T S K U L T U R

Sind Hochschulen unter Spar- und Wettbewerbs-
zwängen weiterhin Stätten der Kultur?

Foto: David Ausserhofer

Ulrich Frank
Zwischen Wettbewerbsorientierung 
und Qualitätssicherung
Universität und Wissenschaft in Zeiten des Wandels

In den letzten Jahrzehnten haben an den deutschen Universitäten Entwicklungen statt-
gefunden, die wohl unstrittig als Fortschritt angesehen werden können. Hier ist etwa
an die Liberalisierung des Wissenschaftsbetriebs oder die zunehmende Internationali-
sierung in vielen Fächern zu denken. Dessen ungeachtet geben die Universitäten und
vor allem der Ausblick auf ihre Zukunft Anlass zur Besorgnis. Das liegt zunächst an der
anhaltenden Misere der Staatsfinanzen und den daraus resultierenden Mittelkürzun-
gen. Daneben sehen sich die Universitäten einem wachsenden Legitimationsdruck
ausgesetzt. Die fortschreitende Globalisierung von Bildungsmärkten stellt die Hoch-
schulen vor weitere Herausforderungen, die mit den gegenwärtigen Strukturen kaum
zu bewältigen sind.

Die seit einigen Jahren diskutierten und teilweise exekutierten Hochschulreformen wurden
von außen an die Universitäten herangetragen und basieren in Teilen auf wenig realisti-
schen Vorstellungen vom Wissenschaftsbetrieb. Professoren wie Studierende begegnen
Reformansätzen deshalb – und sicher auch aus Sorge um die Verletzung eigener Interes-
sen – häufig mit einem erheblichen Misstrauen (dazu ausführlich Mayer 2002). Das ist be-
dauerlich, da die Universität nur dann vom strukturellen Wandel profitieren kann (anstatt
ihn zu erleiden), wenn er von innen getrieben und getragen wird. Im vorliegenden Beitrag
werden zunächst Kernpunkte der gegenwärtigen Reformdiskussion kritisch beleuchtet.
Anschließend wird der Fokus auf einen zentralen Erfolgsfaktor gerichtet, der häufig un-
berücksichtigt bleibt: Wissenschaftskultur.

Gründe für eine dezidierte Wettbewerbsorientierung

In der aktuellen Diskussion um die Reform der Universität wird gern darauf verwiesen, dass
sich Hochschulen und Professoren dem Wettbewerb stellen sollen. Damit ist die plausible An-
nahme verbunden, dass Wettbewerb die Leistungsfähigkeit verbessere. Es ist unstrittig, dass
die Leistungsfähigkeit einer Universität wesentlich von der Qualifikation und den Fähigkeiten
der Lehrenden und Studierenden abhängt. Insofern scheint es nur folgerichtig, dass Univer-
sitäten den Wettbewerb um Studierende und Professoren suchen. Wettbewerb setzt allerdings
attraktive Anreize für die Akteure voraus. In den gegenwärtigen Strukturen sind die Anreize für
einen Wettbewerb um Studierende jedoch nicht immer überzeugend. So werden Hochschulen,
die in diesem Wettbewerb besonders erfolgreich sind, dadurch bestraft, dass eine Vielzahl von
Studierenden zu einer qualitätsmindernden Belastung von Ressourcen führt. Daneben stellt
sich die Frage, welche Kriterien für den Wettbewerb um Hochschullehrer und angehende Stu-
dierende wesentlich sind. Die Reputation, die eine Universität in der Forschung genießt, spielt
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dabei sicher eine herausragende Rolle. Insofern scheint es folgerichtig, die Forschungsleistun-
gen durch eine stärkere Betonung wissenschaftlichen Wettbewerbs zu verbessern. Ein solcher
Anspruch wirkt allerdings auf manche Wissenschaftler irritierend: Von Wissenschaft Wettbe-
werb zu fordern heißt Eulen nach Athen zu tragen. Forschung macht nur Sinn im Bemühen,
besser zu sein als andere. Wettbewerb – oder genauer: eine überaus harte Konkurrenz beson-
ders anspruchsvoller Ideen – ist also dem Wissenschaftsbegriff inhärent. Dabei ist es selbst-
verständlich, dass ein solcher Wettbewerb international sein muss: Die Suche nach Erkennt-
nissen kann nicht an Ländergrenzen halt machen. Dennoch wäre es allzu selbstgefällig, des-
halb die Forderung nach mehr Wettbewerb in der Forschung zurückzuweisen. Wissenschaft ist
eine soziale Veranstaltung, die nicht immer dem dargestellten Idealbild entspricht. Nicht jeder
Hochschullehrer ist durch eine ausgeprägte Wettbewerbsorientierung gekennzeichnet. Dies
gilt nicht zuletzt für die Leistungen in der Lehre. Zudem lassen die Rahmenbedingungen für
wissenschaftlichen Wettbewerb an den Universitäten mitunter zu wünschen übrig.

Wettbewerbskriterien und Evaluation

Wettbewerb setzt Kriterien voraus, die einen diskriminierenden Vergleich ermöglichen. Die
seit Jahren diskutierte und zum Teil praktizierte Evaluation von Hochschuleinrichtungen und
Professoren ist darauf gerichtet, einen solchen Vergleich zu unterstützen. Gleichzeitig zielen
Evaluationen darauf, die Qualität des Leistungsangebots zu sichern und zu verbessern. Vor
allem in der Lehre ist das Bemühen um eine Verbesserung der Qualität ausgesprochen sinn-
voll, da sich die Randbedingungen der Lehre ändern. Hier ist vor allem an den Einsatz neuer
Medien zu denken, aber auch an neue, interaktive Veranstaltungsformen wie etwa Projekt-
praktika, zu denen bisher noch keine umfangreichen Erfahrungen vorliegen. Es gibt mittler-
weile eine Fülle von Ansätzen zur Durchführung von Lehrevaluationen (etwa Becker-Richter,
u. a. 2002; Spiel 2001) – zum Teil gestützt durch Methoden der empirischen Sozialfor-
schung. Der Fokus ist dabei vor allem auf die Bewertung von Lehrveranstaltungen gerich-
tet. Daneben spielen auch die Rahmenbedingungen der Lehre eine Rolle, wie etwa das Be-
treuungsverhältnis, die Ausstattung von Bibliotheken oder die Erreichbarkeit von Dozenten.
Die Kontroversen, die sich an einer derartigen Evaluation der Hochschullehre entzünden,
sind hinlänglich bekannt. Auf der einen Seite wird die Notwendigkeit von Evaluationen mit
Qualitätsmängeln in der Hochschullehre begründet, auf der anderen Seite stehen Zweifel an
der Wirksamkeit solcher Verfahren. In diesem Sinne fragt Strohschneider, ob Evaluations-
verfahren letztlich nicht nur den „wellness-Faktor“ von Studierenden abbilden (Strohschnei-
der 2003, S. 546). In der Tat wirken gängige Verfahren häufig insofern verkürzt, als sie die
Qualität der Lehre auf die Beiträge der Lehrenden reduzieren. Dabei hängt der Erfolg einer
Lehrveranstaltung auch wesentlich von der Qualifikation und dem Engagement der Lernen-
den ab. Welche dysfunktionalen Effekte eine allzu forsche Anwendung der Kundenmetapher
auf Studierende haben kann, zeigt ein Blick auf manche angelsächsische Hochschule, an der
die Verantwortung für eine langfristig tragfähige Qualifizierung der Studierenden dem
Bemühen um eine kurzfristig angelegte „customer satisfaction“ gewichen ist. Evaluation er-
fordert deshalb zunächst eine Klärung der Ziele der Hochschullehre sowie eine reflektierte
Auseinandersetzung mit möglichen dysfunktionalen Effekten. Dabei sollten sowohl Lehrende
als auch Studierende Verantwortung übernehmen. In der Konsequenz heißt das, dass nicht
nur die Beiträge der Lehrenden, sondern auch die der Studierenden evaluiert werden.

Die Evaluation wissenschaftlicher Forschung ist mit erheblichen Herausforderungen verbun-
den. So ist die Frage danach, wie Forschung angemessen bewertet werden kann, seit langer
Zeit Gegenstand der Wissenschaftstheorie. Verschiedene Schulen formulieren unterschiedli-
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che Anforderungen an wissenschaftliche Forschung und damit auch voneinander abwei-
chende Kriterien zu deren Bewertung. Bis heute ist ein Konsens nicht zu erkennen. Im Unter-
schied dazu sind die seit einiger Zeit durchgeführten Evaluationsverfahren und auch die ein-
schlägige Literatur durch einen ausgeprägten Pragmatismus sowie eine beachtliche Ah-
nungslosigkeit gekennzeichnet. Es gibt offenbar ein ausgeprägtes Bedürfnis nach Messbar-
keit wissenschaftlicher Leistung. Dazu bieten sich diverse Indikatoren an: wissenschaftliche
Publikationen, gegebenenfalls gewichtet nach der Reputation von Zeitschriften und Konfe-
renzen, Rankings in Zitationsverzeichnissen, Drittmittelerwerb und andere. All diese Indika-
toren können im Einzelfall respektable wissenschaftliche Leistungen anzeigen. Dennoch ist
es unumgänglich, sich die Gefahren vor Augen zu führen, die mit einer indikatorbasierten
Evaluation und daran anknüpfenden Steuerungssystemen verbunden sind, denn sie bedro-
hen wertvolle Elemente der Wissenschaftstradition. Diese Gefahren können mit drei Schlag-
worten verdeutlicht werden: Opportunismus, Produktivitätsparadoxon und Identitätsver-
lust. Wenn sich das Wissenschaftssystem einem zunehmenden Druck ausgesetzt sieht, Pu-
blikationen hervorzubringen, dann wird es sich diesem Druck anpassen. Diese Anpassung
geschieht auf mehreren Ebenen. So werden Publikationsgelegenheiten geschaffen – etwa in
Form neuer Zeitschriften oder Konferenzreihen. Der einzelne Wissenschaftler wird in mitun-
ter subtiler Weise zu opportunistischem Handeln animiert: Die Wahrscheinlichkeit, dass ein
Aufsatz positiv begutachtet wird, hängt auch davon ab, bestimmte (Mode-) Themen zu
berücksichtigen – auch wenn sie nicht im Zentrum der eigenen Forschung liegen. Nach-
wuchswissenschaftler, die sich nach der Abschaffung der Habilitation über Aufsätze in inter-
nationalen Zeitschriften qualifizieren müssen, sehen sich in einigen Fächern geradezu einem
Zwang zum Opportunismus ausgesetzt. Dies gilt beispielsweise für die Wirtschaftsinforma-
tik. So haben in den so genannten „top tier journals“ im „Information System“ fast aus-
schließlich solche Autoren eine Chance, deren Beiträge dem in USA herrschenden Paradig-
ma folgen, nämlich einer am Leitbild des Behaviorismus orientierten empirischen Forschung
(Frank 2003b). Während die opportunistische Reaktion des Wissenschaftssystems vorder-
gründig zu einer höheren Produktivität der Forschung (gemessen an der Anzahl von Publika-
tionen) führt, hat sie gleichzeitig einen produktivitätshemmenden Effekt. Die ständig steigen-
de Zahl von Publikationen bindet nicht nur die Zeit der Autoren, sondern auch die der Gut-
achter. Hinzu kommt ein erheblicher Ressourcenbedarf für die Vorbereitung und Durch-
führung von Konferenzen. Ein ähnlicher Effekt kann durch Drittmittelprojekte entstehen: Der
mit der Durchführung solcher Projekte verbundene Verwaltungsaufwand kann dazu führen,
dass wertvolle Forschungskapazität über die Maßen gebunden wird. Die größte Gefahr, die
mit einer einseitigen Fokussierung auf Indikatoren verbunden ist, stellt der drohende Iden-
titätsverlust dar: Indikatoren verlieren mehr und mehr ihren instrumentellen Charakter und
werden zum Selbstzweck, verdrängen den eigentlichen Zweck der Forschung, nämlich den
Erkenntnisgewinn. Ein Wissenschaftssystem, dass die Messung von Indikatoren über die
Lust an Erkenntnisgewinn stellt, droht zu degenerieren, weil es seine identitätsstiftenden
Qualitätsmaßstäbe aufgibt.

Wissenschaftskultur: Mittel und Zweck erfolgreicher Universitäten

Angesichts drohender dysfunktionaler Effekte ist vor einer unbedachten Anwendung von
Evaluationsverfahren zu warnen. Aber auch eine pauschale Ablehnung der Berücksichti-
gung von Indikatoren ist meines Erachtens unklug. Eine sparsame und reflektierte Ver-
wendung von Indikatoren kann durchaus hilfreich sein. Dazu ist eine starke Wissen-
schaftskultur hilfreich. Sie ist nicht nur Mittel zum Zweck, sondern auch Selbstzweck. Das
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gilt sowohl für die Forschung wie auch für die Lehre. Eine starke – und attraktive – Wissen-
schaftskultur ist zunächst dadurch gekennzeichnet, dass zweckfreie Erkenntnis eine ange-
messene Wertschätzung genießt – „ihrer Selbst wegen geliebt wird“ (Aristoteles). Des
Weiteren ist sie durch ein hohes Maß an Freiheit gekennzeichnet, die vor allem das Recht
(und die Pflicht) beinhaltet, Erkenntnisangebote ohne Rücksicht auf Befindlichkeiten von
Betroffenen kritisch zu bewerten. Diese Freiheit schließt auch die kritische Auseinanderset-
zung mit der eigenen Wissenschaftspraxis ein. In einer funktionierenden Wissenschafts-
kultur wird Evaluation der Forschung so zu dem, was sie eigentlich sein sollte: einem in-
härenten Bestandteil von Wissenschaft. In diesem Sinne spricht von Hentig vom „Prinzip
der Wissenschaft“ als „organisierter Selbstkritik“ (von Hentig 2003, S. 15). Nicht zuletzt
gehört zu einer attraktiven Wissenschaftskultur Muße im Sinne von Zeit für Kontempla-
tion. Angesichts eines überaus hektischen Wissenschaftsbetriebs und dem Drang zum
Drittmittelerwerb mag diese Forderung rührend wirken. Sie betont allerdings nur den
wenig überraschenden Umstand, dass Forschung Denken impliziert. Daneben ist auch an
die Rahmenbedingungen des wissenschaftlichen Arbeitens zu denken, wie an eine zweck-
gerechte Architektur von Universitäten: Räume, die Ruhe ausstrahlen wie auch solche, die
einen angenehmen Rahmen für Diskussionen in Gruppen unterschiedlicher Größe bilden.

Eine starke Wissenschaftskultur dieser Art stellt für die beteiligten Forscher einen überaus
attraktiven Anreiz dar und kann damit für Universitäten ein kritischer Erfolgsfaktor im
Wettbewerb um kluge Köpfe sein. Gleichzeitig schafft sie günstige Voraussetzungen dafür,
die anstehenden Reformprozesse von innen zu betreiben. Zudem bietet sie den Studieren-
den die Chance, ihr Studium wesentlich anzureichern, indem sie eine gehaltvolle Vorstel-
lung von Wissenschaft entwickeln, „und zwar durch Teilnahme an dem geistigen Leben,
das hier (an der Universität, U. F.) stattfindet“ (Jaspers 1980, S. 50). Es ist an der Zeit,
dass Universitäten diesem wohl wichtigsten Erbe ihrer Tradition eine größere Aufmerk-
samkeit widmen. Innovative Unternehmen sind da schon weiter: Sie schenken der Organi-
sationskultur in den Forschungsabteilungen seit geraumer Zeit eine hohe Beachtung. In
der Betriebswirtschaftslehre werden entsprechende Zusammenhänge im Rahmen der Or-
ganisationslehre und des Innovationsmanagements untersucht.

Abschließende Thesen

Das in diesem Beitrag behandelte Thema ist überaus komplex und voller offener Fragen,
so dass es sinnvoll ist, anstatt eines Fazits einige Thesen anzubieten, die zur Diskussion
anregen mögen.

�   Die Evaluation der Forschung empfiehlt eine intensive Auseinandersetzung 
mit Zielen auf verschiedenen Ebenen.

Diese These gilt zum einen für die Prüfung von Zielvorgaben, mit denen sich die Univer-
sitäten konfrontiert sehen. Wenn etwa eine zügige und erfolgreiche Durchführung des Stu-
diums für möglichst viele Studierende und gleichzeitig ein hohes Niveau der Lehre gefor-
dert wird, muss ein solcher Zielkonflikt thematisiert werden. Daneben sollte eine Univer-
sität eine Strategie formulieren, um daraus operationale Ziele für die Förderung einzelner
Forschungsfelder ableiten zu können. Im Unterschied zur strategischen Planung in einem
Unternehmen ist dabei allerdings die individuelle Freiheit von Wissenschaftlern bei der
Wahl von Forschungsgegenständen und -methoden zu berücksichtigen. Deshalb sollte
jeder einzelne Forscher das Recht – und die Pflicht – haben, die Ziele seiner Forschung ex-
plizit zu machen. Dabei müssen Ziele anspruchsvoll sein, denn wissenschaftliche For-
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schung impliziert das Bemühen um Exzellenz. Zudem müssen Ziele so formuliert werden,
dass ihre Erreichung überprüft werden kann.

�   Bei der weiteren Entwicklung der Universität sollte die Verantwortung der 
Studierenden nachdrücklich betont werden.

Die Leistungsfähigkeit einer Universität hängt wesentlich von den Fähigkeiten und dem En-
gagement der Studierenden ab. Das gilt sowohl für eine konstruktive Mitwirkung bei der Ge-
staltung der anstehenden Hochschulreformen, wie auch für die aktive Begleitung von Lehr-
veranstaltungen. Eine weitere Verschulung – nicht: eine sinnvolle Strukturierung – des Studi-
ums erscheint da eher abträglich. Dabei ist den Studierenden zu verdeutlichen, dass die
Übernahme von Verantwortung nicht nur einen Beitrag zur Förderung der Qualität des Studi-
ums darstellt, sondern ihnen zudem die Chance gibt, wichtige Schlüsselqualifikationen für
ihre berufliche Karriere zu erwerben. Einen möglichen Ansatz zur Beteiligung schlägt Gräßner
mit so genannten „Lehr-/Lernverträgen“ vor, in denen nicht nur die Leistungen der Lehren-
den, sondern auch die der Studierenden verbindlich festgelegt werden (Graeßner 2002).

�   Es ist eine der vornehmsten Aufgaben der Universität, zur Profilierung und Pflege
einer attraktiven Wissenschaftskultur beizutragen.

Eine Wissenschaftskultur, die geeignet ist, die Produktivität von Wissenschaft zu fördern
und Wissenschaft gegenüber anderen Traditionen und Lebensformen zu profilieren, stellt
einen zentralen Faktor im Wettbewerb um qualifizierte Wissenschaftler dar. Eine solche
Kultur ist unter anderem gekennzeichnet durch die Wertschätzung auch zweckfreier Er-
kenntnis, das Bemühen um Abstraktion von faktischen, aber nicht denknotwendigen Gege-
benheiten, also die Betonung des traditionellen Theoriebegriffs („Ausschau“), sowie die
Erfahrung herrschaftsfreier, kritischer Diskurse und die Freude am gemeinsamen Lernen.
Dazu gehört auch eine angemessene Kultivierung des vielgeschmähten Elfenbeinturms
(ausführlicher dazu Frank 2003 b). Eine solche Forderung steht im Übrigen nicht zwangs-
läufig im Widerspruch zur Anwendungsorientierung von Wissenschaft. Vielmehr können
Unternehmen von Wissenschaft gerade dann besonders profitieren, wenn sie – anders als
stärker problemlösungsorientierte Unternehmensberatung – Theorien und Konzepte vor-
stellt, die weit über das Tagesgeschäft hinauszeigen. Eine attraktive Wissenschaftskultur
bedarf keiner spezifischen Anreize – sie ist selbst Anreiz genug. Es genügt eine angemes-
sene Würdigung derjenigen, die sich um eine solche Kultur besonders verdient machen.

�   Universitäten benötigen dringend ein professionelles, ihren besonderen 
Anforderungen angemessenes Personalmanagement.

Angesichts des hohen Maßes an eigenverantwortlichem Handeln, das von Professoren zu
fordern ist, kommt der Auswahl und Förderung geeigneten Personals an den Universitäten
eine zentrale Bedeutung zu. Traditionelle Berufungsverfahren werden diesen Anforderun-
gen häufig nicht gerecht. Auch die gezielte Entwicklung der Kompetenz von Professoren
und wissenschaftlichen Mitarbeitern sollte durch Maßnahmen des Personal- und Wissens-
managements unterstützt werden. Dabei ist einerseits an Maßnahmen zur didaktischen
Weiterbildung sowie zur Entwicklung von Managementfähigkeiten zu denken, andererseits
an die Gestaltung von Arbeitsverträgen, die zeitgleiche oder zeitversetzte Beschäftigungen
an ausländischen Universitäten oder gegebenenfalls auch in einem Unternehmen erleich-
tern. Hier gibt es – wie in anderen Fällen auch – eine eklatante Diskrepanz zwischen den
Ergebnissen einschlägiger Forschung und der Praxis der Universitäten.
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Günter Stock und Björn Wallmark
Clusterbildung in Fernost
F&E-Standortentscheidung Japan – das Beispiel Schering AG

Die Abwanderung von Forschungsabteilungen großer Unternehmen wird vielerorts beschwo-
ren, in Teilen auch praktiziert. Verantwortlich für Standortentscheidungen in Unternehmen
sind sicherlich zu einem Teil die Rahmenbedingungen am heimischen deutschen Standort.
Das Beispiel der Schering AG, die im japanischen Kobe ein Forschungszentrum einrichtet,
das Mitte 2004 seine Arbeit aufnehmen wird, zeugt von anderen Beweggründen. Die poli-
tisch initierte und mitfinanzierte Schaffung eines Biomedizinischen Campus in der alten Kai-
serstadt Kobe verspricht beste Voraussetzungen für eine lösungsorientierte Forschung.

Die Schering AG ist ein internationales, mittelgroßes Pharmaunternehmen. Die strategische Aus-
rüstung ist mittels Forschung und Entwicklung auf innovative medizinische Lösungen in den Be-
reichen Prävention, Therapie, bildgebende Diagnostik und regenerative Medizin orientiert. Diese
Ziele sollen in Spezialmärkten der Frauen- und Männergesundheit, der bildgebenden Diagnostik,
der Therapie von schwerwiegenden neurologischen und onkologischen und in einzelnen Fällen
auch kardiovaskulären Erkrankungen sowie in der Dermatologie erfolgen (Abbildung 1).

F O R S C H U N G

Japan hat einen neuen und äußerst attraktiven
Forschungs- und Industriestandort: Der biomedizi-
nische Campus in Kobe, im Hintergrund der im Bau
befindliche Flughafen.

Foto: Schering AG

Abb. 1: Strategie der Schering AG – Innovation durch Integration
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Aufgrund des enormen Erkenntnisfortschrittes im Bereich der Molekularen Medizin kann ein
Pharmaunternehmen, insbesondere von der Größe der Schering AG, ohne externe Partner die
sich bietenden Möglichkeiten dieses Medizinzweiges nicht völlig ausschöpfen. Aus diesem
Grund ist ein weltweit gespanntes Netz von Kooperationen unabdingbar und gehört zu den Grun-
delementen der Forschung- und Entwicklungsstrategie des Unternehmens. Deshalb wurden in
Europa (Schwerpunkt Berlin) und in den Vereinigten Staaten (Region San Francisco) konsequent
Forschungszentren aufgebaut.

In Japan unterhält Schering seit vielen Jahren Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten (Abbil-
dung 2), allerdings wiesen diese bislang keinen eigenständigen Schwerpunkt auf. In einem sorg-
fältig geführten Diskussionsprozess wurden nun für die Neuorganisation des bestehenden japa-
nischen Forschungszentrums die Arbeitsschwerpunkte Regenerative Medizin und Onkologie
ausgewählt (Abbildung 3).

Im Folgenden sollen einige Überlegungen zur
strategischen Entscheidung für ein For-
schungszentrum in Japan im Allgemeinen und
auch zur Standortentscheidung für Kobe im
Speziellen ausgeführt werden.

Japan ist sowohl in Bezug auf seine Wirt-
schaftskraft und seine besondere wirtschaftli-
che Stellung im pazifischen Raum als auch
durch seine Bevölkerungsstruktur ein außeror-
dentlich wichtiger und in der Zukunft noch in
seiner Bedeutung zunehmender Pharmamarkt.
Als zweitgrößter Einzelmarkt nach den USA ist
Japan für ein Pharmaunternehmen wie Sche-
ring außerordentlich attraktiv. Schering ist in

Europe Japan

Being present on different continents is important
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R&D employees world-wide: < 4,600
2002 R&D expenditure total: 947 Mio. Euro
(19 % of group turnover)
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· Cardiovascular
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· Female and Male Health
· Oncology
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France/Spain

Finnland

Germany

Japan

Abb. 2: Internationale Forschungsstrategie der Schering AG

Abb. 3: Globales Forschungs- und Entwicklungsnetzwerk der Schering AG
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Japan seit 1879 aktiv und macht hier heute zehn Prozent seines Gesamtumsatzes, im Wesentli-
chen im Bereich der Kontrastmittel für die in vivo-Bildgebung. Im Frühjahr 2000 hat das Unter-
nehmen die japanische Pharmafirma Mitsui übernommen und damit erstmalig auch einen signi-
fikanten Geschäftsanteil im Bereich der Therapeutika etabliert. 

Forschungsförderung in Japan

Der japanische Staat hat in den vergangenen Jahren mit Erfolg außerordentlich große Anstren-
gungen unternommen, im Bereich der molekularen Medizin Spitzenforschung auf Weltniveau zu
fördern. Ein solches Projekt ist das 1999 gegründete Millennium-Projekt. Es gibt nur wenige
Bereiche der modernen Wissenschaft, die in Japan nicht durch exzellente Forschung repräsen-
tiert sind. Sowohl Spitzenuniversitäten als auch spezielle Forschungsinstitute, unter ihnen die
RIKEN-Institute, die den deutschen Max-Planck-Instituten vergleichbar sind, stellen eine hervor-
ragende Infrastruktur für Forschung auf höchstem Niveau zur Verfügung. 

Die ersten RIKEN-Institute wurden 1917 etabliert und decken heute fast jeden wissenschaftlichen
Bereich ab, von der Physik bis hin zu Biomedizin. Das „RIKEN Center for Development Biology“
in Kobe wurde 2002 im Rahmen des Millennium-Projektes gegründet. Zweck der Kernprogram-
me des in Kobe angesiedelten Instituts ist, die strategischen, innovativen, multidisziplinarischen
Forschungsprogramme in den Bereichen der Entwicklungsbiologie und der Regenerativen Biolo-
gie zu fördern. Schwerpunkte der Forschung dort sind Zellerkennung, Stammzellen, Morphoge-
netisches Signaling, Zellasymmetrie, Organo- und Neurogenese sowie pluripotente Stammzellen.

Das RIKEN-Institut in Kobe hat damit die Grundlage für die Entwicklungsbiologie und die Rege-
nerative Biologie mit wissenschaftlicher Spitzenkompetenz geschaffen. So wird es sich zu einer
hervorragenden Plattform für zukünftige Entwicklungen im Bereich der Regenerativen Medizin
entwickeln. RIKEN hat auch dafür gesorgt, dass es eine hervorragende Infrastruktur im Umfeld
des Instituts gibt, die Support-Labors für fast alle vorhandenen Modellorganismen von Bakterien
bis zu Wirbeltieren umfasst. Diese Support-Leistungen stehen allen Labors zur Verfügung.

Schaffung eines Campus für Biomedizin

Die Stadt Kobe ihrerseits hat nach dem großen Erdbeben 1995 entschieden, in einem groß ange-
legten Projekt, dem so genannten „Kobe Medical Industry Development Project“, einen biomedi-
zinischen Campus in der Nähe des neu zu errichtenden Flughafens aufzubauen, der die notwen-
digen Infrastrukturen für zukünftige Nutzer des Biomedizinischen Parks zur Verfügung stellt. Ziel
des Projektes ist die Entwicklung einer neuen Generation von Arzneimitteln. Im Kern der Innova-
tion steht das oben genannte RIKEN-Institut. Um Grundlagen für die Arzneimittelforschung zu
schaffen, wurde das „Institute of Biomedical Research and Innovation“ (IBRI) aufgebaut. Es be-
steht aus einzelnen Zentren mit den Forschungschwerpunkten Medizinische Bildgebungsverfah-
ren, Klinische Medizin, klinische Anwendungen der Zelltherapie und „Tissue Engineering“ (Rege-
nerative Medizin). 

Zweck des Medical Imaging Center ist, die Ergebnisse und die Befunde der präklinischen sowie
der klinischen Forschung zu begleiten und zu unterstützen. Dabei beteiligt sich das Zentrum an
klinischen Studien, bietet einen PET-Service (Positronen-Emissions-Tomographie) an und arbei-
tet an Forschungsprogrammen zur Etablierung bildgebender Verfahren für höhere Tiere und die
Weiterentwicklung der bildgebenden Instrumente.

Das am IBRI etablierte Clinical Support Center fördert klinische Prüfungen durch ein Netzwerk me-
dizinischer Institutionen. Alle Studien werden gemäß den GCP-Standards (Good Clinical Practice)
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durchgeführt. Im Cell Processing Center werden Zellen unter GMP-Anforderungen (Good Manu-
facturing Practice) produziert, die im Rahmen klinischer Prüfungen eingesetzt werden können.

Das IBRI wird von der Japanischen Regierung, der Stadt Kobe und privaten Unternehmen finan-
ziert und umfasst etwa 20.000 Quadratmeter Nutzungsfläche. Die wichtigsten Kooperationspart-
ner von IBRI sind die großen Universitäten Japans, das Kobe General Hospital, Pharmaunterneh-
men und das RIKEN-Institut. Das Konzept „from Basic Research to Drug Treatment“ des in Kobe
neu etablierten Campus geht auf. Für kleinere Biotech-Unternehmen steht auch ein „New In-
dustry/Business Support Program“ zur Verfügung. Viele kleinere Start-up-Firmen sind bereits in
das Zentrum eingezogen. Außerdem sind die großen pharmazeutischen Unternehmen eingela-
den, Forschungslaboratorien einzurichten. 

Attraktivität des Standortes entscheidet

Insgesamt bietet das Kobe Medical Industry Development Project alle Möglichkeiten, den
Transfer von medizinischer Grundlagenerkenntnis in die klinische Praxis zu bewerkstelligen. Auf
Basis dieser einzigartigen wissenschaftlichen Infrastruktur hat die Schering AG sich entschieden,
in Kobe ein Forschungslabor einzurichten – das Nihon Schering Research Center, mit dem Ziel,
neue Arzneimittel im Bereich der Regenerativen Medizin zu entwickeln. Das Labor wird voraus-
sichtlich im Juni 2004 bezugsbereit sein und wird 40 bis 45 Mitarbeiter mit internationalem Hin-
tergrund beschäftigen.

Der finanzielle Beitrag, den Schering in Kobe zu leisten hatte, war ein Anfangsinvestitionskapital
und besteht nunmehr in monatlichen Mietzahlungen. Das heißt, ohne große Anfangsinvestitionen
finanziert das Unternehmen ausschließlich den Unterhalt der eigenen Forschung. Ein weiterer
Vorteil besteht darin, dass es möglich erscheint, an diesem Standort, der für Wissenschaftler
außerordentlich interessant ist, qualifiziertes und international orientiertes Personal für die eige-
nen Forschungsarbeiten zu gewinnen. Schering strebt aktiv Kooperationen mit den dort angesie-
delten Institutionen und Firmen an. Durch die Ansiedlung des Schering-Forschungszentrums in
einem großen biomedizinischen Campus ist es möglich, die bisher getrennt bestehenden For-
schungsstandorte in Osaka und Mobara zusammenzulegen und in Kobe zu konzentrieren und
darüber hinaus auch gleichzeitig eine neue Orientierung der Forschung in Richtung Regenerative
Medizin und Zelltherapie am Forschungsstandort Japan durchzuführen.

Fazit

Die Entscheidung der Schering AG für Kobe als Forschungsstandort gründet im Wesentlichen
auf drei überzeugenden Standortvorteilen: 

�   hervorragende Grundlagenforschung durch das RIKEN-Institut,

�   durchdachte Konzeption des Wissenstransfers für die angewandte Forschung 
durch IBRI sowie

�   hohe Attraktivität des Standortes für Personal mit Spitzenkompetenz.

Das „Kobe Medical Industry Development Project“ ist ein interessantes Beispiel für die gezielte
Neugründung eines themenzentrierten biomedizinischen Clusters mit klarer industrieller Ausrich-
tung. Nachahmenswert ist daneben vor allem die gemeinsame strategische Anstrengung des ja-
panischen Staates und der Region Kobe. In der Diskussion um die Sicherung des Wissen-
schaftsstandortes Deutschland kann das Kobe-Projekt wichtige Impulse liefern.

summary
Clustering of R&D activities is 
growing  in the pharmaceutical 
sector. As Japan is setting up a 
new bio medicine campus in 
Kobe, the German Schering AG 
will concentrate its far east 
research activities at this place. 
Location advantages include a 
highly qualified basic research 
institute funded by the Japanese 
government and a prospective of 
strong co-operation partners.
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Gero Federkeil
Evaluation und Akkreditierung

Die Bewertung der Leistungen von Hochschulen findet, nicht zuletzt durch die Diskussion
über „Elitehochschulen“, zunehmend die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auch über das
engere Hochschulumfeld hinaus. In Zeiten, in denen Effizienz groß geschrieben wird und
Ressourcen knapp sind, verwundert das nicht. Obwohl verschiedene Instrumente der Leis-
tungsbewertung – von Evaluation über Akkreditierung und Benchmarking bis hin zu Rankings
– in Deutschland seit Jahren eingesetzt werden, wird die Abgrenzung der Zielsetzungen der
verschiedenen Verfahren, insbesondere von Evaluation und Akkreditierung, vielfach ver-
mischt beziehungsweise verwechselt. Im Folgenden sollen Zielsetzungen und Verfahren von
Evaluation und Akkreditierung gegenübergestellt werden.

Evaluationen im Hochschulbereich sind in Deutschland seit Mitte der neunziger Jahre üblich. Die
Anstöße hierzu haben die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und der Wissenschaftsrat gegeben
und entsprechende Konzepte vorgestellt. Dabei hat sich in Anlehnung an niederländische Vorbil-
der ein zweistufiges Modell als Standard entwickelt, das eine Selbstbeschreibung der zu eva-
luierenden Einheiten (in der Regel Fakultäten/Fachbereiche) auf der Basis von Fragenkatalogen
mit einer „peer review“, das heißt einer Begutachtung durch Fachkollegen, verbindet. Seitdem
sind eine Reihe von Verbünden von Hochschulen und Evaluationsagenturen entstanden, die
fachbezogen und meist hochschulübergreifend Studium und Lehre evaluieren. Im „Nordver-
bund“ zum Beispiel sind sieben norddeutsche Universitäten zusammengeschlossen. Der Fokus
dieser Evaluationen liegt in der Regel auf Studium und Lehre, nur in Bayern wird auch die For-
schung innerhalb des gleichen Verfahrens bewertet. Forschungsleistungen werden landesweit
bislang nur in Niedersachsen in der Verantwortung der „Wissenschaftlichen Kommission“ des
Landes evaluiert. Darüber hinaus hat der Wissenschaftsrat eine große Zahl einzelner Einrichtun-
gen, so zum Beispiel alle Institute der Leibniz-Gemeinschaft oder Ressortforschungseinrichtun-
gen des Bundes sowie bestimmte Disziplinen und Themenfelder, wie etwa die Materialwissen-
schaften und die Wirtschaftsforschung, evaluiert. Die Ergebnisse von Evaluationen werden häu-
fig nur innerhalb der hochschulpolitischen Öffentlichkeit rezipiert, teilweise (zum Beispiel in Bay-
ern) noch nicht einmal veröffentlicht.

Mit der Einführung der neuen Studienabschlüsse „Bachelor“ und „Master“ im Rahmen der No-
vellierung des Hochschulrahmengesetzes im Jahre 1998 sind in Deutschland Akkreditierungs-
verfahren eingeführt worden. Wesentliche Eckpunkte der neuen Studiengänge und der Ausge-
staltung des Verfahrens wurden von der Kultusministerkonferenz (KMK) festgelegt. Akkreditie-
rung soll für jeden einzelnen Studiengang Mindeststandards hinsichtlich der Qualität gewährlei-
sten: „Mit der Akkreditierung wird in einem formalisierten und objektivierbaren Verfahren festge-
stellt, dass ein Studiengang in fachlich-inhaltlicher Hinsicht und hinsichtlich seiner Berufsrele-
vanz den Mindestanforderungen entspricht“ (KMK 2002). Mit dieser Funktion sind die Akkredi-
tierungsverfahren so etwas wie der TÜV des Hochschulsystems. Akkreditierungsverfahren stam-
men aus den USA, wo der staatliche Einfluss auf die Hochschulen geringer ist und sich ein höhe-
rer Anteil der Hochschulen in privater Trägerschaft befindet. Die Akkreditierung gewinnt in den
USA für die Hochschulen dadurch unmittelbare Bedeutung, dass sie Zugang zu öffentlichen Mit-

A K T U E L L E R  B E G R I F F

Leistungsbewertungen an Hochschulen sollen die
Qualität von Studiengängen gewährleisten.

Foto: Dieter Zeimet

36 weiterbildung Federkeil – Evaluation und Akkreditierung

wissenschaftsmanagement 1 • januar/februar • 2004

Akkreditierung soll für jeden 
einzelnen Studiengang Mindest-
standards hinsichtlich der Qualität 
gewährleisten: „Mit der Akkre-
ditierung wird in einem formali-
sierten und objektivierbaren 
Verfahren festgestellt, dass ein 
Studiengang in fachlich-inhaltlicher
Hinsicht und hinsichtlich seiner 
Berufsrelevanz den Mindest-
anforderungen entspricht“.
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teln eröffnet. Für Studierende ist die Akkreditierung ihrer Hochschule auch Voraussetzung für die
Inanspruchnahme direkter Ausbildungsförderung.

Auf Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 3. Dezember 1998 wurde in Deutschland ein
Akkreditierungsrat eingerichtet, dessen Aufgabe darin besteht, Agenturen zu begutachten bezie-
hungsweise zu akkreditieren, die ihrerseits wiederum einzelne Studiengänge akkreditieren. Die
Agenturen und die von ihnen akkreditierten Studiengänge tragen im Falle einer erfolgreichen Be-
gutachtung das Qualitätssiegel des Akkreditierungsrates. Mit diesem Siegel versehen sind zurzeit
sechs Agenturen, die zum Teil auf fachlicher Basis, zum Teil regional tätig sind. In den fünf Jah-
ren seit der Gründung des Rates sind in Deutschland an Universitäten und Fachhochschulen 178
Bachelor- und 225 Masterstudiengänge akkreditiert worden (Stand Februar 2004). Mit Blick auf
die hohe Zahl der Studiengänge – derzeit rund 950 Bachelor- und 1.030 Masterstudiengänge
sowie rund 9.000 grundständige Studiengänge (Diplom und Staatsexamen) – und dem damit
verbundenen großen zeitlichen wie finanziellen Aufwand einer Akkreditierung einzelner Studi-
engänge, wird zunehmend über eine institutionelle Akkreditierung, zum Beispiel auf der Ebene
von Fachbereichen, diskutiert. Dem in Deutschland gängigen zweistufigen Evaluationsverfahren
aus Selbstbericht und „peer review“ liegen Fragenkataloge zugrunde, die denjenigen der Akkredi-
tierungsagenturen sehr ähnlich sind. Dennoch unterscheidet sich die Evaluation im Hochschul-
bereich von den Akkreditierungsverfahren in wichtigen Punkten. 

Evaluation als Verfahren ist zunächst als „wertneutrale technologische Aussage“ (Kromrey
2000, S. 235) zu verstehen und im Unterschied zur Akkreditierung nicht per se mit einer be-
stimmten Zielrichtung verknüpft. Zum einen können Evaluationen – als Instrument der Qualitäts-
entwicklung – den Hochschulen selbst Hinweise über Stärken und Schwächen sowie Anregun-
gen zur Profilbildung und Qualitätsverbesserung geben. Damit kann durchaus auch die Einbezie-
hung einer Bewertung durch Außenstehende einhergehen. Evaluationen können zum anderen,
von außen angestoßen, der Rechenschaftslegung und der Qualitätskontrolle der Hochschulen
gegenüber den Trägern, der Politik und der Öffentlichkeit allgemein dienen („accountability“). Die
Akkreditierung ist demgegenüber ein externes Kontrollverfahren. Entscheidungen über die Ak-
kreditierung beziehungsweise Nichtakkreditierung von Studiengängen dienen primär einer Kon-
trolle des Marktzugangs, sind darüber hinaus aber häufig auch die Grundlage für eine staatliche
Genehmigung. 

Ein weiterer Unterschied besteht hinsichtlich des Ergebnisses der Verfahren. Während unter der
Evaluation ein komplexes Verfahren von Analyse und Bewertung zu verstehen ist, das Abstufun-
gen in den Urteilen und Schlussfolgerungen zulässt, besteht die Akkreditierung letztlich in der
positiven oder negativen (Ja-/Nein-) Entscheidung über die Erfüllung oder Nichterfüllung der de-
finierten Mindeststandards. Die verschiedenen Zielsetzungen und Adressaten legen zugleich
nahe, dass jeweils unterschiedliche Akteure die Verfahren durchführen. Qualitätssicherung ist
eine ureigene Aufgabe der Hochschulen selbst. Der Staat kann die Hochschulen zu Evaluationen
verpflichten, sollte sie aber nicht selbst betreiben. Akkreditierung bedarf hingegen unabhängiger
Einrichtungen/Agenturen, die zumindest staatlich kontrolliert sind. 

Übereinstimmungen in den zugrunde liegenden Fragebögen, aber auch das berechtigte
Bemühen der Hochschulen um eine Minimierung des Aufwandes, sollten nicht dazu führen, dass
diese Unterschiede in beiden Verfahren verwischt werden. Wenn die Evaluation primär der Qua-
litätsentwicklung der Hochschulen dienen soll, sollte sie nicht mit der Akkreditierung vermischt
beziehungsweise gekoppelt werden – nicht zuletzt, weil von den Hochschulen in beiden Fällen
realistischerweise ein unterschiedliches Maß an ehrlicher Offenlegung von Schwächen erwartet
werden kann.
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Dennoch unterscheidet sich die 
Evaluation im Hochschulbereich 
von den Akkreditierungsverfahren 
in wichtigen Punkten. 
Evaluation als Verfahren ist 
zunächst als „wertneutrale 
technologische Aussage“ zu 
verstehen und im Unterschied zur 
Akkreditierung nicht per se mit 
einer bestimmten Zielrichtung 
verknüpft. 
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Wuppertaler Kreis e.V., Deutsche Vereinigung zur Förderung der Weiterbildung von Führungskräften
Erfolg durch Innovation
Ein Praxisleitfaden für mittelständische Industriebetriebe
2002, 100 Seiten, broschiert, 19,90 Euro
Fachverlag Deutscher Wirtschaftsdienst GmbH, ISBN 3-87156-459-1

Die Innovationsfähigkeit gehört zu den entscheidendsten Kriterien für den Erfolg oder Misserfolg
eines Unternehmens. Um im internationalen Wettbewerb langfristig zu bestehen, müssen nicht nur
neue oder verbesserte Produkte und Dienstleistungen entwickelt, sondern auch neue Vertriebswe-
ge und Märkte sondiert werden. Wie mittelständische Industriebetriebe ihr Innovationspotenzial
optimieren können, erfahren sie in diesem Leitfaden. Die drei zentralen Kapitel informieren den
Leser über Ideenfindung, Innovationsbewertung und innovationsfördernde Bedingungen. Check-
listen und Empfehlungen bieten eine zusätzliche Orientierungshilfe.

Stephan Ritter/Lisa Strübel
Hochschulisches Liegenschafts- und Flächenmanagement in ausgewählten 
europäischen Ländern
2003, 192 Seiten, broschiert, 25,00 Euro,
HIS Hochschul-Informations-System GmbH, ISBN 3-930447-53-3

Die Reformdebatte im deutschen Hochschulwesen hat auch das Liegenschafts- und Flächenmana-
gement erfasst. Die meisten Bundesländer haben bereits entsprechende Neuregelungen in Angriff
genommen oder diese in nächster Zeit geplant. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung haben
Stephan Ritter und Lisa Strübel die Gegebenheiten in Österreich, der Schweiz, den Niederlanden
und England untersucht. Das Liegenschafts- und Flächenmanagement im Hochschulwesen jedes
dieser Länder weist spezifische Merkmale auf. Mit ihrer Analyse wollen die Autoren neue Denkan-
stöße in die deutsche Reformdebatte einbringen und mögliche Lösungsansätze aufzeigen. Die vier
Länderberichte unterliegen einer weitgehend identischen Gliederung: Behandelt werden jeweils die
wichtigsten Rahmenbedingungen, die Eigentumssituation und das Immobilienmanagement. Diese
Systematik ermöglicht einen schnellen Zugriff auf die unterschiedlichen Themenbereiche.

Heike Gensicke
Prozessbegleitete Projektarbeit als Weg zum Wissensmanagement 
und zur Lernenden Organisation
2002, 198 Seiten, broschiert, 48,80 Euro, Shaker Verlag, ISBN 3-8322-0667-1

Die Arbeit ist eine Dissertation der Fakultät für Maschinenbau und Elektronik der TU Braunschweig.
Ihr Ansatzpunkt ist die Erkenntnis, dass die meisten Unternehmen ihr vorhandenes Wissen nicht op-
timal ausschöpfen. Damit werden zahlreiche Chancen vergeben, sich gegenüber der Konkurrenz
Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. Heike Gensicke verweist in Zeiten eines rapiden technologi-
schen Wandels und der sich verändernden Marktsituation auf das Konzept der Lernenden Organisa-
tion. Diese Unternehmensform zeichnet sich durch den systematischen Einsatz von Wissensmana-
gement und durch höchst flexible Mitarbeiter aus. Mit Hilfe des Instruments der Prozessbegleiteten
Projektarbeit, so zeigt die Autorin, lässt sich der Grundstein zu einem effektiven Wissensmanage-
ment und damit zur Lernenden Organisation legen. Die Mitarbeiter lernen in Projekten, sich gemein-
sam auf neuartige Situationen einzustellen, ihr Wissen zu nutzen und an Kollegen weiterzugeben.

Frank Materne
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Die Liquiditätssicherung als Kernaufgabe des betrieblichen Finanzmanagements
befindet sich heute mehr denn je vor vielfältigen Herausforderungen. Gefordert sind
innovative und zugleich praktikable Lösungen. Sie müssen Konzernunternehmen

wie auch mittelständischen Unternehmen neue Perspektiven eröffnen, um auf die neuartigen
und komplexen Veränderungen der betrieblichen Umwelt (z.B. Basel II) reagieren zu können.

Beispiele hierfür sind die Vorbereitung auf den Rating-Prozess und das externe Rating, Finanzierungskonzepte für Projekte, Ent-
wicklungs- und Lieferaufträge sowie die Finanzierung von Wertschöpfungsketten, Asset Backed Securities (ABS), Mezzanine, Pen-
sionsfonds und das Hedging von Geschäftsrisiken im Rahmen des finanzwirtschaftlichen Risikomanagements.

Mit diesem an der Unternehmenspraxis orientierten Sammelband werden für das betriebliche Finanzmanagement zur Sicherung
des unternehmerischen Haushaltes aktuelle und zugleich zukunftsträchtige Konzepte vorgestellt.
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In dem dritten Sammelband der Reihe wird mit dem Thema Business Intelligence (BI)
erneut eine Fragestellung aufgegriffen, die momentan nicht nur die Wissenschaft,
sondern ebenso die Wirtschaft beschäftigt. So wird BI zunehmend zum Dachbegriff
für innovative IT-basierte Systeme der Managementunterstützung. Insbesondere in den Bereichen 
Controlling, Vertrieb und Marketing eröffnet BI völlig neue Perspektiven. In diesem Buch werden die Grundlagen des BI erläutert
und die Methoden wie die Werkzeuge des BI vorgestellt. Anwendungen und Erfahrungsberichte aus verschiedensten Anwendungs-
feldern und Branchen bilden den Schwerpunkt des Buches.
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Business Intelligence
in der Praxis
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Nähere Informationen und Anmeldung:
Lemmens Consulting +49-(0)2 28/421 37- 0

18. März 2004
Berlin-Adlershof

Wissenschafts-Marketing:
Grundlagen, Sponsoring,
Drittmittelakquisition und
Lobbymanagement

Der Wettbewerb um Fördergelder steigt.
Zudem zeigt die Diskussion um die
Finanzierungsverteilung der Hochschu-
len und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen wie hoch der
Vermittlungsbedarf der Anliegen ist.
Angesichts knapper öffentlicher Kassen
sehen sich Hochschulen und außer-
universitäre Einrichtungen zunehmend
mit der Aufgabe konfrontiert, Drittmittel
in der Wirtschaft einzuwerben. Ein
wichtiger Aspekt der Akquisition ist 
das Beschaffungs-Marketing. Hierzu
gehören beispielsweise eine Analyse
des Marktes und der Wettbewerber,
eine aktive (an Stelle einer reaktiven)
Kommunikationspolitik. Weitere inhalt-
liche Schwerpunkte des Trainings sind
die Definition der eigenen Kompeten-
zen und Alleinstellungsmerkmale,
Festlegung der Zielgruppen und Instru-
mente des Networkings, der Definition
des „Kunden“ von Hochschulen und
Forschungseinrichtungen. Entschei-
dende Hinweise gehen in Richtung Be-
schaffung – der Weg zu neuen Koope-
rationspartnern in der Industrie
(Geldakquisition) und auch der Lobby-
Ansprache der staatlichen Mittelgeber,
um künftige Finanzgrundlagen sicher-
zustellen.

Trainer:
Dr. Markus Lemmens, 
Lemmens Consulting, und 
Hans-Peter Pohl, Geschäftsführender
Gesellschafter Profil Plus, Marketing
für öffentliche Institutionen GmbH

22. April 2004
Hamburg

Controlling I: 
Strategische Steuerung von
Hochschulen und Wissen-
schaftseinrichtungen

Das Training zeigt die Notwendigkeit
und Bedeutung strategischen Denkens,
Handelns und Überwachens von Hoch-
schulen und Wissenschaftseinrichtun-
gen auf. 

Methoden und Instrumente, die ein
wissenschaftsspezifisch ausgerichtetes
Controlling zur strategischen Steue-
rung bereitstellen kann, werden ver-
mittelt und an Hand von Fallbeispielen
illustriert. Dabei wird der gesamte stra-
tegische Planungs- und Steuerungs-
prozess von der Leitbildentwicklung
über die strategische Analyse, die
Strategieentwicklung und -bewertung
bis hin zur Strategieumsetzung in allen
Bereichen der Organisation (z.B. mit
Hilfe des Balanced Scorecard-Ansatzes)
betrachtet. Fallübungen zu den einzel-
nen Instrumenten und die Diskussion
von Teilnehmer-„Fällen“ tragen zur 
unmittelbaren Umsetzbarkeit der
Trainingsinhalte in die Praxis bei.

Trainer:
Dipl.-Hdl. Jörg Botti, 
Berater und Trainer im Wissen-
schaftsmanagement bei Horváth 
& Partners Management Consultants
und Felicia Lauer, Projektleiterin 
„Neues Steuerungsmodell“, 
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz

20. April 2004
Speyer

How To Negotiate,
Manage, Administer 
and Audit an 
EU R&D Contract

Tips and techniques will be imparted
concerning an overview of EU R&D
contracts, negotiating the contracts, a
model contract and a project contract,
cost statements and financial audits,
project management, the meeting, and
reporting of an EU R&D contract.

Trainer: 
Dr. Sean McCarthy, 
Hyperion Ldt., Ireland

21. April 2004
Speyer

Forschungsfinanzierung
durch die EU: 
Das 6. Rahmenprogramm

Das Management von EU-Projekten be-
deutet oft eine besondere Herausforde-
rung: 15 bis 70 Partner aus verschiede-
nen Ländern sind unter einen Hut zu brin-
gen, Projektvolumina von 30 Millionen
Euro keine Seltenheit mehr. Im Training
werden Strategien für Projekte dieser Grö-
ßenordnung erarbeitet. Ein Schwerpunkt
liegt dabei auf dem „Model Contract“ und
den „Financial Guidelines“ der EU. Der
wesentlichste Regelungsbedarf für den
Konsortialvertrag wird identifiziert. In ei-
nem zweiten Schwerpunkt werden die we-
sentlichsten Aspekte der Vertragsgestal-
tung und das „day-to-day-management“
eines erfolgreichen Projektes dargestellt.

Trainer: 
Annika Thies, Deutsches Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt, Köln

Aktuelle Veranstaltungen

Das Weiterbildungsprogramm

2004


